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Die vorliegende Aktualisierung des deut-
schen Stabilitätsprogramms hat das Bun-
deskabinett am 18. April 2018 gebilligt. 
Das Programm folgt den Vorgaben, die in 
den Vereinbarungen zu Form und Inhalt 
der Stabilitäts- und Konvergenzprogramme 
(„Verhaltenskodex“) festgelegt wurden. Die 
jeweilige Aktualisierung des deutschen Sta-
bilitätsprogramms wird von der Bundesre-
gierung an die zuständigen Fachausschüsse 
des Deutschen Bundestags, an die Finanz-
ministerkonferenz und an den Stabilitätsrat 
übermittelt. Nach der Befassung im ECO-
FIN-Rat wird die Bundesregierung auch die 
Ratsstellungnahme zum Programm an diese 
Stellen übersenden.

Mit der Vorlage des aktualisierten deut-
schen Stabilitätsprogramms, welches die 
Projektion der Haushaltsentwicklung al-
ler staatlichen Ebenen (Bund, Länder, Ge-
meinden und Sozialversicherungen) um-
fasst, kommt die Bundesregierung für das 
Jahr 2018 ihrer Verpflichtung zur Übermitt-
lung der nationalen mittelfristigen Finanz-
planung nach Artikel 4 der Verordnung (EU) 
Nr. 473/2013 über die Bestimmungen für 
die Überwachung und Bewertung der Über-
sichten über die Haushaltsplanung vollum-
fänglich nach.

Das Bundesministerium der Finanzen 
(BMF) veröffentlicht das aktualisierte Stabi-
litätsprogramm sowie die Programme der 
vergangenen Jahre auf der Seite: 
http://www.bundesfinanzministerium.de

Die Programme aller EU-Mitgliedstaa-
ten sowie die entsprechenden Analysen 
der Europäischen Kommission und die 
Empfehlungen des ECOFIN-Rats sind auf 
der Seite der Europäischen Kommission 
veröffentlicht:

http://ec.europa.eu/info/business- 
economy-euro/economic-and-fiscal-pol-
icy-coordination/eu-economic-govern-
ance-monitoring-prevention-correction/
stability-and-growth-pact/stability- 
and-convergence-programmes_en

Vorbemerkung zum deutschen 
Stabilitätsprogramm 2018
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Die öffentlichen Finanzen in Deutsch-
land haben sich im vergangenen Jahr wei-
ter günstig entwickelt. Die kräftige wirt-
schaftliche Entwicklung mit einem realen 
Wirtschaftswachstum oberhalb des Wachs-
tumspotenzials, mit Rekordbeschäftigungs-
ständen auf dem Arbeitsmarkt wie auch die 
Minderausgaben für öffentliche Schuldtitel 
aufgrund extrem niedriger Zinsen auf dem 
Kapitalmarkt haben außergewöhnlich gute 
Voraussetzungen für die Finanzpolitik ge-
schaffen. Dies ermöglichte im Jahr 2017 un-
ter anderem erneut gesamtstaatliche Haus-
haltsüberschüsse. Die Bundesregierung hat 
ihren zukunfts- und wachstumsorientierten 
Kurs der vergangenen Jahre weiter fortge-
setzt und dazu beigetragen, die gesamtwirt-
schaftliche Schuldenstandsquote im Jahr 
2017 auf 64,1 % des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) zu senken. 

Deutschland hat die Vorgaben des 
SWP im Jahr 2017 in vollem Umfang er-
füllt. Der Staatshaushalt von Bund, Län-
dern, Gemeinden und Sozialversicherun-
gen erzielte im vergangenen Jahr einen 
Überschuss in Höhe von 1,1 % des BIP. Ins-
besondere die Länder und Gemeinden ver-
buchten außergewöhnlich hohe Finanzie-
rungsüberschüsse; auch der Bund hatte 
einen positiven Anteil am gesamtstaatlichen 
Finanzierungsüberschuss. 

Bei anhaltendem konjunkturellem Auf-
schwung dürfte der Staatshaushalt auch in 
den kommenden Jahren weitere Überschüs-
se aufweisen. Die Bundesregierung geht in 
ihren Projektionen zur Entwicklung der öf-
fentlichen Haushalte entsprechend davon 
aus, dass die Schuldenstandsquote weiter in 
Richtung der Vorgabe des Maastricht-Ver-
trags von maximal 60 % des BIP fallen wird. 
Zuletzt hatte Deutschland im Jahr 2002 die-
se wichtige Grenzmarke unterschritten.

Mit Beendigung der 18. Legislaturperi-
ode durch die konstituierende Sitzung des 
19. Deutschen Bundestages am 24. Okto-
ber 2017 ist der Entwurf des Haushaltsge-
setzes 2018 der sachlichen Diskontinuität 
unterfallen (vgl. § 125 Satz 1 der Geschäfts-
ordnung des Deutschen Bundestages). Seit 
dem 1. Januar 2018 gilt die Regelung des Ar-
tikels 111 des Grundgesetzes (GG). Das be-
deutet, neue finanzwirksame Maßnahmen 
dürfen während der vorläufigen Haushalts-
führung grundsätzlich nicht ergriffen wer-
den – es sei denn, sie sind sachlich und zeit-
lich unabweisbar. Die Bundesregierung wird 
den Gesetzentwurf für den Bundeshaushalt 
2018 unter Berücksichtigung der im Koaliti-
onsvertrag vereinbarten Maßnahmen in das 
parlamentarische Verfahren einbringen.

1.	 Zusammenfassung
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Die Bundesregierung wird auf der 
Grundlage ausgeglichener Haushalte ohne 
Neuverschuldung ihre wachstums- und zu-
kunftsorientierte Ausrichtung der Finanz-
politik fortsetzen. Die Koalitionsparteien 
haben sich im Koalitionsvertrag darauf ver-
ständigt, finanzpolitische Handlungsspiel-
räume unter anderem zu nutzen, um In-
vestitionen in Infrastruktur, Bildung und 
Forschung weiter zu stärken. Im Jahr 2017 
sind die gesamtstaatlichen Investitionen mit 
einem Zuwachs von 6,5 % auf ein Rekordvo-
lumen von 71,1 Mrd. Euro gestiegen und da-
mit stärker als das nominale BIP wie auch 
die öffentlichen Ausgaben insgesamt. 

Trotz der derzeit außergewöhnlich gu-
ten Ausgangslage für die Finanzpolitik dür-
fen bereits eingetretene wie auch abseh-
bare strukturelle Veränderungen bei den 
Rahmenbedingungen nicht übersehen wer-
den. Die Finanzpolitik muss sich mehrfa-
chen Herausforderungen stellen, um die 
derzeit gute wirtschaftliche Entwicklung 
abzusichern, die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit des Standorts Deutschland 
auch steuerpolitisch zu erhalten und die 
langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen 
Finanzen dauerhaft zu gewährleisten.

Die deutsche Wirtschaft befindet sich 
derzeit allgemein in einem Zustand leicht 
überausgelasteter Kapazitäten; in einigen 
Wirtschaftsbranchen wie zum Beispiel im 
Bausektor begrenzen bereits heute Kapazi-
tätsengpässe einschließlich eines knappen 
Fachkräfteangebots die wirtschaftliche Dy-
namik. In Zeiten der Hochkonjunktur ist 
eine Finanzpolitik geboten, die durch Be-
grenzung zusätzlicher staatlicher Mehraus-
gaben wie auch angemessene steuerliche 
Entlastungen wirtschaftliche Anspannun-
gen nicht weiter verschärft und somit dazu 
beiträgt, die konjunkturelle Entwicklung vor 
Überhitzungstendenzen abzuschirmen. Die 
Vorgaben zur Umsetzung der verfassungs-
gemäßen Verpflichtung zu ausgeglichenen 
öffentlichen Haushalten gemäß Artikel 109 
GG („Schuldenbremse“) sehen entsprechend 

vor, dass konjunkturell bedingte staatliche 
Mehreinnahmen keine zusätzlichen fiskali-
schen Spielräume für Staatsausgaben bzw. 
Steuerentlastungen eröffnen.

Schon seit einigen Jahren führen die bei 
Rekordbeschäftigung am Arbeitsmarkt wie-
der deutlich dynamischer steigenden Löh-
ne und Gehälter unter anderem auch steu-
erprogressionsbedingt zu einem spürbaren 
Anstieg der gesamtwirtschaftlichen Steuer- 
und Abgabenquote. Sie liegt aktuell mit 
40 % des BIP1 deutlich über ihrem langfris-
tigen Durchschnitt. Ein wichtiges Ziel für 
die Bundesregierung besteht daher weiter-
hin in der wachstums- und beschäftigungs-
freundlichen Begrenzung der Steuer- und 
Abgabenbelastung und der Sicherung der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit des 
deutschen Steuersystems. 

Des Weiteren darf nicht von einer dau-
erhaften Entlastung der öffentlichen Haus-
halte durch das nach wie vor außergewöhn-
liche Niedrigzinsumfeld am Kapitalmarkt 
ausgegangen werden. Schon in den zurück-
liegenden Monaten sind an den Kapital-
märkten die Renditen mittel- und langfris-
tiger Staatsschuldverschreibungen wieder 
leicht angestiegen. Die Bundesregierung 
stellt sich daher in der vorliegenden Finanz-
planung bis zum Jahr 2021 auf eine notwen-
dige Normalisierung des Kapitalmarktum-
felds ein.

Schließlich spiegelt sich die erwarte-
te demografische Entwicklung Deutsch-
lands bereits in den Projektionen dieses 
Stabilitätsprogramms wider. Die gegenwär-
tig noch vorherrschende sogenannte de-
mografische Atempause neigt sich schon 
in der ersten Hälfte des kommenden Jahr-
zehnts dem Ende zu, sobald die geburten-
stärkeren Nachkriegsjahrgänge das Ru-
hestandsalter erreichen. So wird sich das 
Verhältnis von Rentnern und Pensionä-
ren zur Erwerbsbevölkerung bis zum Jahr 
2025 von gut 32 % auf 37 % erhöhen. Diese 

1	 Abgabenquote 2017 gemäß Definition der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen.
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strukturelle Verschiebung wird das gesamt-
wirtschaftliche Wachstumspotenzial beein-
trächtigen mit entsprechenden fiskalischen 
Auswirkungen auf der staatlichen Einnah-
menseite. Zugleich wird die Alterung der 
Gesellschaft tendenziell höhere staatliche 
Ausgaben zu Folge haben. Die Sozialausga-
ben – unter anderem für Pflege, Gesundheit 
und Rente – stellen den mit Abstand größ-
ten Ausgabenposten der öffentlichen Haus-
halte von Bund, Ländern, Gemeinden und 
Sozialversicherungen dar. Auch demogra-
fiebedingt wird ihr Anteil der gegenwärti-
gen Projektion zufolge weiter ansteigen. Die 
hohe Zuwanderung der letzten Jahre trägt 
zwar zu einer vorübergehenden Stabilisie-
rung der Bevölkerungszahl bei, sie wird die 
fortschreitende Alterung der Bevölkerung 
aber nicht kompensieren können. Wesent-
lich für dauerhaft solide Finanzen bleiben 
daher gezielte Maßnahmen für eine erhöhte 
Erwerbstätigkeit insbesondere von Älteren, 
Frauen und Zugewanderten. 

Die konkreten Maßnahmen der Bun-
desregierung für Wachstum und Beschäfti-
gung sind im Nationalen Reformprogramm 
(NRP) detailliert dargestellt, das am 25. Ap-
ril 2018 von der Bundesregierung beschlos-
sen und bis Ende April der Europäischen 
Kommission vorgelegt wird. Darin führt die 
Bundesregierung unter anderem aus, wie sie 
den gesamtwirtschaftlichen Herausforde-
rungen begegnet, die die Europäische Kom-
mission in ihrem Länderbericht vom 7. März 
2018 beschreibt. Dabei werden auch die 
Fortschritte Deutschlands hinsichtlich der 
Umsetzung der vom Rat der Europäischen 
Union im Jahr 2017 ausgesprochenen län-
derspezifischen Empfehlungen sowie der 
Europa 2020-Strategie für Wachstum und 
Beschäftigung aufgezeigt. 
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2.	 Gesamtwirtschaftliches Umfeld in Deutschland

2.1	 Gesamtwirtschaftliche 		
	 Lage in Deutschland  
	 im Jahr 2017

Die deutsche Wirtschaft befindet sich in 
einem der längsten konjunkturellen Auf-
schwünge seit den 1980er Jahren. Das BIP 
stieg im Jahr 2017 das achte Jahr in Folge; 
das Wachstum hat sich gegenüber dem Vor-
jahr noch einmal beschleunigt. Angesichts 
einer robusten Binnenwirtschaft und einer 
anziehenden außenwirtschaftlichen Nach-
frage war eine Wachstumsrate von preis-
bereinigt 2,2 % zu verzeichnen und damit 
der stärkste Anstieg seit dem Jahr 2011. Die 
deutsche Wirtschaft wuchs deutlich schnel-
ler als ihr Potenzial, für das die Bundesregie-
rung eine Wachstumsrate von preisbereinigt 
rund 1,8 % für das Jahr 2017 schätzt. Insge-
samt lag in Deutschland eine überdurch-
schnittliche Auslastung der gesamtwirt-
schaftlichen Kapazitäten vor.

Der kräftige Aufschwung ruht auf einem 
breiten binnen- und außenwirtschaftlichen 
Fundament. Den Hauptimpuls für die kon-
junkturelle Entwicklung lieferte, wie schon 
in den Vorjahren, die Inlandsnachfrage mit 
einem Wachstumsbeitrag von 2,0 Prozent-
punkten. Der anhaltende Beschäftigungs-

aufbau, steigende Einkommen und Löhne 
und niedrige Zinsen begünstigten dabei den 
privaten Konsum (preisbereinigt +1,9 % ge-
genüber dem Vorjahr) sowie private Inves-
titionen in den Wohnungsbau. Die Bauin-
vestitionen verzeichneten insgesamt eine 
Zuwachsrate von 2,7 %. Das Expansionstem-
po in der Baubranche zeigte sich jedoch auf-
grund der Kapazitätsengpässe nach oben 
beschränkt.

Der Arbeitsmarkt entwickelte sich wei-
terhin sehr gut. Die Erwerbstätigkeit stieg 
nach vorläufigen Berechnungen auf 44,29 
Millionen Personen und damit auf einen 
neuen Höchststand. Der Anstieg ist insbe-
sondere auf die höhere Anzahl sozialversi-
cherungspflichtiger Beschäftigungsverhält-
nisse zurückzuführen, die vor allem bei den 
unternehmensnahen Dienstleistungen so-
wie im Gesundheits- und Sozialwesen ent-
standen sind. Die Zahl der Arbeitslosen hat 
im Jahr 2017 mit durchschnittlich 2,53 Mil-
lionen Menschen den niedrigsten Stand 
seit über 25 Jahren erreicht. Die Zahl offe-
ner Stellen ist im Verhältnis zur Zahl der Er-
werbstätigen außergewöhnlich hoch. Auch 
wenn noch nicht von einem flächendecken-
den Fachkräftemangel gesprochen werden 
kann, zeigen sich laut Bundesagentur für 
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Arbeit bereits Engpässe in einzelnen Beru-
fen, insbesondere bei technischen Berufen, 
Bauberufen sowie bei einigen Gesundheits- 
und Pflegeberufen. 

Die Erwerbsmigration trägt maßgeblich 
zu dem anhaltenden Beschäftigungsauf-
bau bei. So wurde der Anstieg der sozialver-
sicherungspflichtigen Beschäftigung knapp 
zur Hälfte von Ausländern getragen. Das Er-
werbspersonenpotenzial hat sich laut Insti-
tut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung 
trotz deutlicher Effekte des demografischen 
Wandels (-300.000 Personen) im Jahr 2017 
um 570.000 Personen erhöht. Diese Erhö-
hung speiste sich etwa zu gleichen Teilen 
aus der gestiegenen Erwerbsbeteiligung von 
Frauen und Älteren sowie der Zuwanderung 
(insbesondere aus Süd- und Osteuropa und 
von Asylsuchenden). 

Auch die zunehmenden Exporte tru-
gen zum Wachstum der deutschen Volk-
wirtschaft bei. Die Belebung der Welt-
wirtschaft in wichtigen Regionen wie der 
Europäischen Union und den USA führ-
te zu einer Ausweitung der Exporte und 
in diesem Zusammenhang auch zu ei-
nem Anstieg der Investitionen. Insbeson-
dere die Ausrüstungsinvestitionen stie-
gen stärker als erwartet (+4,0 % ), während 
das Wachstum der Bauinvestitionen, wie 
oben erwähnt, etwas schwächer ausfiel 
(+2,7 % ). Die sonstigen Anlageinvestitio-
nen, welche Investitionen in geistiges Ei-
gentum einschließen, deren Bedeutung im 
Zuge der Digitalisierung deutlich zugenom-
men hat, stiegen im Jahr 2017 um 3,5 %. 
Der Außenbeitrag, also die Differenz zwi-
schen Exporten und Importen, hatte nur 
einen geringen positiven Effekt auf das  

Abbildung 1a: 	 Kapazitätsauslastung in Deutschland
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BIP-Wachstum (+0,2 Prozentpunkte), da die 
Importe weiterhin etwas kräftiger wuchsen 
als die Exporte. Die Importe aus der Euro- 
zone nahmen im Jahr 2017 um 6,4 % zu. Sie 
beliefen sich auf knapp 37 % der deutschen 
Importe. Auch aus den USA wurde mehr im-
portiert (+5,3 %). Außenwirtschaftlich be-
stehen weiterhin Unsicherheiten etwa mit 
Blick auf das mögliche Aufflammen protek-
tionistischer Handelshemmnisse, die kon-
junkturelle Entwicklung in China, auf geo-
politische Konflikte und die Konsequenzen 
des Brexit.

Die Verbraucherpreise in Deutschland 
zogen im Jahr 2017 mit 1,8 % deutlich stär-
ker an als im Vorjahr. Angetrieben haupt-
sächlich durch die stärkere Preisdynamik 
bei Energie und Nahrungsmitteln verzeich-
nete die Inflation den stärksten Anstieg seit 
vier Jahren.

2.2	 Kurz- und mittelfristige 		
	 Perspektiven der Gesamt- 
	 wirtschaft 2018 bis 2022

Die Frühindikatoren zeichnen für das Jahr 
2018 ein positives Bild. Die Stimmung der 
Unternehmen sowie das Konsumklima sind 
ausgesprochen gut. Die Auftragseingänge 
aus dem In- wie aus dem Ausland sind deut-
lich aufwärtsgerichtet. Die Exporterwar-
tungen des Verarbeitenden Gewerbes sta-
bilisierten sich zu Jahresbeginn auf einem 
hohen Niveau. 

Die Dynamik auf dem Arbeitsmarkt ist 
nach wie vor hoch. Die Beschäftigung ent-
steht vor allem in Dienstleistungsbereichen, 
aber auch weiterhin in der Industrie. Der 
Beschäftigungsaufbau dürfte jedoch durch 
das knapper werdende Arbeitskräfteangebot 
perspektivisch an Schwung verlieren und 
die Ausweitung der Produktion erschweren.

Abbildung 1b:	 Arbeitsmarktentwicklung in Deutschland
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Die Bundesregierung geht in ihrer Jah-
resprojektion für 2018 von einer Fortset-
zung des kräftigen Aufschwungs und einer 
Zunahme des preisbereinigten BIP um 2,4 %  
aus. Wie bereits im vergangenen Jahr wer-
den vom Konsum der privaten Haushalte 
mit einem weiteren Anstieg um 1,9 % starke 
Wachstumsimpulse erwartet. Hierzu tragen 
die gute Perspektive am Arbeitsmarkt und 
insbesondere eine günstige Einkommens-
entwicklung entscheidend bei. Die Brutto-
löhne und -gehälter je Arbeitnehmer dürf-
ten angesichts zunehmender Knappheit am 
Arbeitsmarkt und guter Ertragslage der Un-
ternehmen um 2,9 % deutlich zunehmen 
(2017: +2,7 %). Die Bruttolöhne und -gehäl-
ter insgesamt erhöhen sich bei merklicher 
Beschäftigungszunahme um voraussichtlich 
4,1 %. Neben dem Anstieg der Vermögens-
einkommen wird auch der Staatskonsum im 
Jahr 2018 stärker als im Vorjahr steigen. Da-
her werden die verfügbaren Einkommen vo-
raussichtlich deutlich um 3,6 % zunehmen. 

Der Arbeitsmarkt bleibt ein wichtiger 
Treiber für das deutsche Wirtschaftswachs-
tum. Er wird sich voraussichtlich weiter dy-
namisch entwickeln, wenn auch mit ver-
ringertem Tempo. Förderlich dürften dabei 
weiterhin eine zunehmende Erwerbsbeteili-
gung von Älteren und Frauen sowie die Zu-
wanderung, vor allem aus den Ländern der 
Europäischen Union, sein. In diesem Jahr 
erwartet die Bundesregierung einen weite-
ren, wenngleich auch verlangsamten, Rück-
gang der Arbeitslosenzahl um rund 145.000 
Personen. Die Nachfrage nach Arbeitskräf-
ten wird zwar hoch bleiben, dafür sprechen 
die Arbeitsmarktindikatoren und der hohe 
Bestand an offenen Stellen. Da die Partizi-
pation der heimischen Bevölkerung am Ar-
beitsmarkt im internationalen Vergleich je-
doch bereits sehr hoch ist, dürfte sich die 
weitere Ausschöpfung der „Stillen Reserve“  
perspektivisch verlangsamen. Es wird im-
mer schwieriger, die negativen Auswirkun-
gen der demografischen Entwicklung auf 
das Arbeitskräfteangebot zu kompensie-
ren. Diese Entwicklung dürfte sich insofern 

verstärken, als von einer nachlassenden Zu-
wanderung aus der Europäischen Union 
auszugehen ist. Die Integration der Geflüch-
teten in den Arbeitsmarkt wird trotz inten-
siver Integrationsbemühungen und der ho-
hen Nachfrage nach Arbeitskräften nur 
allmählich gelingen. Die Zahl der Erwerbs-
tätigen dürfte daher insgesamt etwas we-
niger stark steigen als im Vorjahr (um 1,1 % 
oder 490.000 Personen) und ein Niveau von 
44,8 Millionen Personen erreichen. Der An-
stieg des Verbraucherpreisniveaus dürfte 
im Jahr 2018 wegen der schwächeren Dyna-
mik der Energiepreise etwas geringer aus-
fallen als im Vorjahr (+1,7 % gegenüber dem 
Vorjahr) und insgesamt moderat bleiben. 
Die Kerninflation, also die Preisentwick-
lung ohne Einbeziehung von Nahrungsmit-
tel- und Energiepreisen, steigt voraussicht-
lich auf +1,6 %. 

Der Zuwachs der Ausrüstungsinvestitio-
nen dürfte sich beschleunigen auf preisbe-
reinigt rund 5,0 % gegenüber dem Vorjahr. 
Darauf lassen das sich aufhellende weltwirt-
schaftliche Umfeld mit den damit verbun-
denen verbesserten Absatzperspektiven, die 
gute Gewinnsituation der Unternehmen, 
die weiterhin günstigen Finanzierungs-
bedingungen der Unternehmen sowie die 
überdurchschnittliche Kapazitätsauslastung 
schließen. Die jüngste Konjunkturumfrage  
des DIHK zeigt, dass sich die Investitions-
absichten der Unternehmen in der Indus-
trie aber auch in der Breite der Wirtschaft 
erhöht haben. Mit Blick auf die Investitions-
motive gewinnen demnach Erweiterungen 
und Rationalisierungen branchenübergrei-
fend an Bedeutung. Die Bauinvestitionen 
werden in diesem Jahr ebenfalls ansteigen 
(+2,8 %). Eine wichtige Stütze ist dabei wei-
terhin der private Wohnungsbau, der ange-
sichts der Einkommenszuwächse der priva-
ten Haushalte sowie niedriger Zinsen weiter 
zunehmen dürfte. Auch bei den sonstigen 
Anlagen (einschließlich Investitionen in 
Forschung und Entwicklung) ist ein dyna-
mischer Anstieg zu erwarten – im Jahr 2018 
rechnet die Bundesregierung mit einem  
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Anstieg von 4,2 %. Mittlerweile wird von den 
Unternehmen etwa ein Viertel der Investi-
tionen in geistiges Eigentum getätigt; es ist 
zu erwarten, dass dieser Anteil weiter stei-
gen wird. 

Das weltwirtschaftliche Wachstum dürf-
te sich in diesem Jahr nochmals leicht er-
höhen und wird von nahezu allen Regionen 
getragen. Hiervon wird die Exporttätigkeit 
deutscher Unternehmen profitieren. Gleich-
zeitig tragen die Zunahme der Ausfuhrtä-
tigkeit sowie der Ausrüstungsinvestitionen 
– aufgrund ihres hohen Importgehalts – we-
sentlich zu einer Ausweitung der Importe 
bei. Daher werden die Einfuhren mit preis-
bereinigt +5,8 % voraussichtlich stärker an-
steigen als die Exporte mit +5,3 %. Der Au-
ßenbeitrag, also die Differenz zwischen 
Exporten und Importen, wird nur einen ge-
ringen positiven Effekt auf das BIP-Wachs-
tum (+0,2 Prozentpunkte) haben.

Durch den kräftigen Aufschwung im 
Jahr 2017 ist das Bruttoinlandsprodukt er-
neut stärker als das gesamtwirtschaftliche 
Produktionspotenzial gestiegen. Die Pro-
duktionslücke wurde damit leicht posi-
tiv. Sie wird sich vor dem Hintergrund des 
erwarteten Wirtschaftswachstums voraus-
sichtlich in diesem und im nächsten Jahr 
weiter erhöhen. Für das Jahr 2018 erwar-
tet die Bundesregierung eine preisbereinig-
te Zunahme des Bruttoinlandsproduktes 
von 2,4 % und 1,9 % für das Jahr 2019. In der 
Mittelfristprojektion nimmt die Bundesre-
gierung für den Zeitraum 2020-2022 eine 
durchschnittliche Wachstumsrate von etwa 
1¼ % p.a. an. In dem Zeitraum wird sich die 
positive Entwicklung am Arbeitsmarkt wei-
ter fortsetzen. Die Zahl der Erwerbstätigen 
wird bis 2022 auf etwa 45,5 Millionen Per-
sonen steigen. Das Potenzialwachstum wird 
auf rund 1½ % veranschlagt. Damit bildet 
sich annahmegemäß die positive Produk-
tionslücke graduell bis zum Ende des mit-
telfristigen Projektionszeitraums zurück, 
was eine Normalauslastung der gesamt-
wirtschaftlichen Produktionskapazitäten im 
Jahr 2022 impliziert.
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Abbildung 2: 	Bruttoinlandsprodukt, preisbereinigt
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3.1	 Vorgaben des Stabilitäts- 		
	 und Wachstumspakts und 	
	 des Fiskalvertrags und  
	 deren Umsetzung in 		
	 Deutschland

Der SWP verpflichtet die Mitgliedstaaten, 
den gesamtstaatlichen Haushalt mittelfris-
tig nahezu auszugleichen und sich hierzu 
verbindliche Ziele zu setzen. Zudem gibt der 
Pakt Obergrenzen für Haushaltsdefizit und 
Schuldenstand vor. Die Einhaltung dieser 
Ziele und Grenzmarken sichert die finan-
zielle Handlungsfähigkeit eines jeden ein-
zelnen Mitgliedstaates der Wirtschafts- und 
Währungsunion. Der Pakt beinhaltet bereits 
flexible Regelungen für strukturelle Refor-
men zur Stärkung des Wachstumspotenzi-
als. Er verpflichtet die EU-Mitgliedstaaten 
somit zu einer stabilitätsorientierten Fi-
nanzpolitik als Voraussetzung für ein star-
kes, nachhaltiges Wachstum in Europa. 

Deutschland hat die Vorgaben des SWP 
im Jahr 2017 erneut vollständig erfüllt. 
Deutschland ist es gelungen, die Obergrenze 
eines nominalen Haushaltsdefizits von 3 %  
in Relation zum BIP mit deutlichem Si-
cherheitsabstand zu unterschreiten. So lag 

der tatsächliche Finanzierungssaldo des ge-
samtstaatlichen Haushalts von Bund, Län-
dern, Gemeinden und Sozialversicherung 
einschließlich ihrer Extrahaushalte im Jahr 
2017 bei +1,1 % des BIP. Abbildung 3 ver-
deutlicht, dass der Gesamtstaat im Jahr 2017 
einen strukturellen Überschuss von 1,3 % 
erzielt hat. 

Diese Überschüsse im Staatshaushalt ha-
ben in den vergangenen Jahren – neben dem 
kräftigen BIP-Wachstum – zur Rückführung 
der Schuldenstandsquote maßgeblich bei-
getragen. Im Jahr 2017 sank die Schulden-
standsquote deutlich um 2 Prozentpunkte. 
Sie befindet sich somit auf einem anhalten-
den Abwärtspfad. Mit der Reform zur Stär-
kung des Stabilitätspakts im Jahr 2011 ist 
die so genannte 1/20-Regel hinsichtlich der 
Rückführung übermäßiger Schuldenstän-
de verbindlich für alle Mitgliedstaaten ver-
einbart worden. Diese Regel sieht vor, dass 
der über die Maastricht-Obergrenze von 
60 % des BIP hinausgehende Schuldenstand 
um jährlich mindestens ein Zwanzigstel im 
Durchschnitt der letzten drei Jahre verrin-
gert wird. Deutschland erfüllt diese Vorgabe 
für den maßgeblichen Dreijahreszeitraum 
2015-2017.

3.	 Deutsche Finanzpolitik im europäischen  
	 Kontext
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Deutschland unterliegt derzeit dem so 
genannten präventiven Arm des SWP. Mit-
gliedstaaten, für welche die Maßgaben des 
präventiven Arms des SWP gelten, müssen 
mittelfristig einen nahezu ausgeglichenen 
Haushalt oder einen Haushaltsüberschuss 
erreichen. Dafür setzen sich diese Mitglied-
staaten ein so genanntes Mittelfristziel für 
den strukturellen gesamtstaatlichen Fi-
nanzierungssaldo (medium term objective,
MTO). Dieser Saldo wird ermittelt, indem 
der nominale Finanzierungssaldo um kon-
junkturelle Effekte und um Einmaleffek-
te bereinigt wird. Das länderspezifische 
MTO ist eine verbindliche Mindestanforde-
rung. Mitgliedstaaten mit einer über 60 % 
liegenden Schuldenstandsquote und Risi-
ken für die langfristige Tragfähigkeit der 
öffentlichen Finanzen dürfen laut Fiskal-

vertrag („Vertrag über Stabilität, Koordi-
nierung und Steuerung in der Wirtschafts- 
und Währungsunion“) ein strukturelles 
Defizit in Höhe von 0,5 % in Relation zum 
BIP nicht überschreiten. Diese Obergren-
ze setzt sich auch Deutschland mit seinem 
Stabilitätsprogramm. 

Ergänzt werden die Vorgaben im präven-
tiven Arm des SWP durch eine Ausgaben-
regel. Diese beschränkt die zulässige Ausga-
bensteigerung für Mitgliedstaaten, die auf 
dem Anpassungspfad zu ihrem Mittelfrist-
ziel sind oder es gerade erreichen. Wird das 
länderspezifische MTO übertroffen und ist 
seine Einhaltung im gesamten Programm-
zeitraum ungefährdet, ist diese Ausgabenre-
gel nicht bindend. Dies ist für Deutschland 
der Fall. 

Abbildung 3: Struktureller und tatsächlicher Finanzierungssaldo im Vergleich (in % des BIP)

-6

-5

-4

-3

-2

-1

0

1

2

19
91

19
92

19
93

19
94

19
95

19
96

19
97

19
98

19
99

20
00

20
01

20
02

20
03

20
04

20
05

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

20
11

20
12

20
13

20
14

20
15

20
16

20
17

Maastricht-Finanzierungssaldo
Maastricht-Referenzwert (Obergrenze für Maastricht-Defizit)
Struktureller Finanzierungssaldo
Mittelfristiges Haushaltsziel (MTO - Obergrenze für strukturelles Defizit)

1995: Ohne die Vermögenstransfers infolge der Übernahme der Schulden der Treuhandanstalt und der Wohnungsbauunternehmen der 
DDR. Inklusive dieses Effekts belief sich das gesamtstaatliche Defizit auf  9,4 % des BIP.
2000: Ohne UMTS-Erlöse. Inklusive dieses Effekts wies der Staatshaushalt einen Überschuss in Höhe von 0,9 % des BIP auf.
Datenbasis: Statistisches Bundesamt, März 2018



Deutsches Stabilitätsprogramm 2018      Seite  17

Die Europäische Kommission hatte un-
ter anderem in ihrer Stellungnahme vom 22. 
November 2017 zur deutschen Haushalts-
planung (draft budgetary plan, DBP) Kritik 
an der Umsetzung der VO (EU) Nr. 473/2013 
geübt, nämlich hinsichtlich der in Artikel 
4 Absatz 4 geforderten Unabhängigkeit ge-
samtwirtschaftlicher Prognosen der Bun-
desregierung, welche der Haushaltsplanung 
zugrunde liegen. Wesentlicher Kritikpunkt 
der Europäischen Kommission war das Feh-
len einer unabhängigen Einrichtung, wel-
che die gesamtwirtschaftlichen Projekti-
onen erstellt oder bestätigt, wobei hierfür 
ein gesetzlicher Rahmen vorzusehen sei. 
Zur Umsetzung des VO (EU) Nr. 473/2013 
wurden im Jahr 2017 das Gesetz zur Erstel-
lung gesamtwirtschaftlicher Vorausschät-
zungen der Bundesregierung (veröffent-
licht im Bundesgesetzblatt Teil I, Seite 2080 
ff.) beschlossen sowie die dazugehörige Ver-
ordnung (veröffentlicht im Bundesgesetz-
blatt Teil I, Seite 3378 ff.) erlassen. Das Ge-
setz kodifiziert das bestehende Verfahren 
der Erstellung gesamtwirtschaftlicher Vo-
rausschätzungen durch die Bundesregie-
rung. Die Projektion der Bundesregierung 
orientiert sich an den Projektionen der Ge-
meinschaftsdiagnose, der führende Wirt-
schaftsforschungsinstitute angehören. Die 
Gemeinschaftsdiagnose wird als unabhän-
gige Institution, beginnend ab Herbst 2018, 
alle drei Projektionen der Bundesregierung 
(Jahres-, Frühjahrs- und Herbstprojekti-
on) überprüfen und entsprechend Stellung 
nehmen.

3.2	 Finanzpolitische Ausgangs-	
	 lage und strategische  
	 Ausrichtung 

Folgende Empfehlungen zur Finanzpolitik 
hat der ECOFIN-Rat für die Haushaltspolitik 
des Euro-Währungsgebiets am 22. Novem-
ber 2017 ausgesprochen:

Es sei „auf das rechte Maß zu achten zwi-
schen Sicherstellung tragfähiger öffentli-
cher Finanzen, insbesondere Verringerung 
der Schuldenquoten da, wo sie hoch sind, und 
Unterstützung der wirtschaftlichen Erho-
lung. Die Mitgliedstaaten sollten sicherstel-
len, dass ihr nationaler Haushaltsrahmen rei-
bungslos funktioniert, und gleichzeitig unter 
Beachtung des Stabilitäts- und Wachstum-
spakts eine Fiskalpolitik verfolgen, die Inves-
titionen fördert und eine bessere Qualität und 
Zusammensetzung der öffentlichen Finanzen 
gewährleistet, auch im Wege von Ausgaben-
überprüfungen und wachstumsfreundlichen, 
gerechten Steuerstrukturen.“ Ferner sollten 
„in Anbetracht der positiven Konjunktur alle 
Mitgliedstaaten vorrangig Reformen verfol-
gen, die die Produktivität und das Wachstum-
spotenzial steigern, das institutionelle Umfeld 
und die Rahmenbedingungen für Unterneh-
men verbessern, Investitionsengpässe beseiti-
gen, die Schaffung hochwertiger Arbeitsplät-
ze unterstützen und Ungleichheiten abbauen.“

Diese Leitlinien berücksichtigt die Bun-
desregierung für die Ausrichtung ihrer Fi-
nanzpolitik und stellt die Weichen, damit 
die deutsche Volkswirtschaft auch weiter-
hin ihre Potenziale nutzen kann. Extrem 
niedrige Kapitalmarktzinsen, kräftiges Wirt-
schaftswachstum oberhalb des Potenzi-
alwachstums und ein Rekordbeschäfti-
gungsstand auf dem Arbeitsmarkt haben 
außergewöhnlich gute Voraussetzungen für 
die Finanzpolitik geschaffen und gesamt-
staatliche Haushaltsüberschüsse ermöglicht.

Aus konjunkturpolitischer Sicht ist es 
wichtig, mögliche Überhitzungstendenzen 
und prozyklische Entwicklungen frühzei-
tig zu erkennen. Grundsätzlich ist eine ex-
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pansiv ausgerichtete Fiskalpolitik in ei-
ner Situation überausgelasteter Kapazitäten 
nicht angemessen. Übermäßige Ausga-
bensteigerungen würden Überhitzungsten-
denzen unnötig verschärfen, insofern sie 
nicht klar identifizierte Engpässe bei öf-
fentlichen Rahmenbedingungen beheben, 
wie zum Beispiel bei Infrastruktur und Bil-
dung. Andernfalls könnten sie Gefahren für 
die gesamtwirtschaftliche Stabilität her-
vorrufen, die der wirtschaftlichen Entwick-
lung in Deutschland und darüber hinaus 
auch in der Eurozone mittel- und langfris-
tig schadeten.

Ein wesentlicher Indikator, um die Aus-
richtung der Finanzpolitik und ihre Wir-
kung auf die Konjunktur zu beurteilen, 
ergibt sich aus der Veränderung des kon-
junkturbereinigten Primärsaldos der ge-
samtstaatlichen Haushalte. Im Jahr 2017 
blieb dieser Saldo unverändert gegenüber 
dem Vorjahr, so dass die Ausrichtung der 
deutschen Finanzpolitik auf die Konjunk-
tur als neutral einzustufen ist. Allerdings 
stiegen die staatlichen Primärausgaben mit 
3,4 % gegenüber dem Vorjahr stärker als das 
nominale Produktionspotenzial (+3,3 %). 

Für eine stabilitätsorientierte Ausrich-
tung der Finanzpolitik darf ferner nicht 
übersehen werden, dass das Niedrigzinsum-
feld die öffentlichen Haushalte weiterhin 
spürbar entlastet, die Lage an den Kapital- 
und Finanzmärkten aber als außergewöhn-
lich und nicht dauerhaft einzuordnen ist. 
Damit die öffentlichen Haushalte auch 
künftig auf sicherem Fundament stehen, hat 
sich die Finanzpolitik auf eine Normalisie-
rung der globalen Finanzlage einzustellen. 

Angesichts dessen ist eine vorausschau-
ende Finanzpolitik notwendig, um die 
Handlungsfähigkeit des Staates für die Zu-
kunft weiterhin vollständig zu wahren. Gute 
Zeiten sind zu nutzen, um die öffentlichen 
Haushalte konjunktur- und zinsfest zu ma-
chen. Bereits seit dem Jahr 2014 kommt 
der Bund im Haushaltsvollzug ohne neue 
Schulden aus. Seit dem Bundeshaushalt 

2015 wird der Haushalt auch in der Aufstel-
lung ohne Neuverschuldung ausgeglichen 
(siehe Abbildung 4). Der Koalitionsvertrag, 
den die Koalitionsparteien am 12. März 2018 
beschlossen haben, sieht ebenfalls keine 
neuen Schulden vor. Die Bundesregierung 
tritt somit für eine Verstetigung eines Kur-
ses einer stabilitätsorientierten und demo-
grafiegerechten Haushalts- und Finanzpo-
litik ein. 

Ziel ihrer Finanzpolitik ist es, die bin-
nenwirtschaftlichen Wachstumsgrundlagen 
zu stärken und die Weichen für tragfähige 
öffentliche Haushalte zu stellen. Die Bun-
desregierung beabsichtigt, in den nächsten 
vier Jahren in Umsetzung des Koalitionsver-
trags prioritäre Ausgaben in den folgenden 
Schwerpunkt-Bereichen: Zukunftsinvestiti-
onen in Bildung, Forschung, Hochschulen 
und Digitalisierung (rund 6 Mrd. Euro), Fa-
milien, Kindern und Soziales (12 Mrd. Euro), 
Bauen und Wohnen (4 Mrd. Euro), gleich-
wertige Lebensverhältnisse, Landwirtschaft, 
Verkehr und Kommunen (12 Mrd. Euro), in-
ternationale Verantwortung bei Sicherheit 
und Entwicklung (2 Mrd. Euro) sowie die 
steuerliche Entlastung der Bürger durch die 
schrittweise und weitgehende Abschaffung 
des Solidaritätszuschlags (10 Mrd. Euro). Die 
finanzpolitische Ausrichtung einschließlich 
der finanzwirksamen Maßnahmen für das 
Jahr 2018 dürfte insgesamt leicht expansiv 
auf die konjunkturelle Entwicklung wirken. 

Neben den aktuellen Herausforderun-
gen ist es für eine verantwortungsvolle Fi-
nanz- und Haushaltspolitik unerlässlich, 
fundamentale Ausgabentrends und deren 
mittel- und langfristige Auswirkungen früh-
zeitig zu erkennen, um auch hier gegebe-
nenfalls geeignete Maßnahmen zu ergrei-
fen. Der Anteil der Zinsausgaben an den 
Gesamtausgaben des Bundeshaushalts (Zin-
sausgabenquote in finanzstatistischer Ab-
grenzung) ist von seinem Höchstwert mit 
16,6 % im Jahr 1999 sukzessiv auf 5,3 % im 
Jahr 2017 gesunken. Der Rückgang der Zin-
sausgabenquote ist maßgeblich auf Zinsent-
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lastungen infolge der außergewöhnlichen 
Maßnahmen der Geldpolitik und damit zu-
sammenhängend der Lage an den euro-
päischen Kapitalmärkten zurückzuführen. 
Gleichwohl ist die Quote im vergangenen 
Jahr nur noch marginal gesunken, weil sich 
an den Kapitalmärkten kein weiterer Rück-
gang der Zinsen eingestellt hat. Die Entlas-
tungen der öffentlichen Haushalte dürften 
nicht als dauerhaft erachtet werden. Viel-
mehr ist notwendigerweise von einer Nor-
malisierung am Kapitalmarkt auszugehen, 
auf die sich die Finanzpolitik vorzubereiten 
hat. Zudem sollte die Finanzpolitik die über-
durchschnittliche Steigerung der Primär-
ausgaben im Blick behalten. Insbesondere 

sind die Ausgaben für monetäre Sozialleis-
tungen und soziale Sachleistungen über-
durchschnittlich gestiegen, zuletzt im Jahr 
2017 mit +3,8 % gegenüber dem Vorjahr. Zu-
wächse ergaben sich unter anderem bei den 
Alterssicherungsausgaben und bei Gesund-
heit und Pflege. Ausgaben für Soziales blei-
ben der Projektion zufolge weiter auf einem 
hohen Niveau. Diese Ausgabentrends sind 
sorgsam zu beobachten, um sicher zu stel-
len, dass die öffentlichen Haushalte weiter 
auch auf Zukunftsausgaben in Bildung, For-
schung und Technologie ausgerichtet wer-
den können.

Abbildung 4:	Entwicklung der strukturellen Nettokreditaufnahme des Bundes  
	 (in % des BIP)

Hierbei werden die für die Berechnung der strukturellen Nettokreditaufnahme des Bundes relevanten Finanzierungssalden der Sonderver-
mögen „Energie- und Klimafonds“ (ab 2011), „Aufbauhilfefonds“ (ab 2013) und „Kommunalinvestitionsförderungsfonds“ (ab 2015) berück-
sichtigt.
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Auszug aus dem Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD  
vom 12. März 2018 aus dem Kapitel „Finanzen und Steuern“:
 
Solide Finanzen

Wir wollen die finanziellen Spielräume des Bundes, die aufgrund der guten wirtschaftlichen Lage 
bestehen, verantwortlich und sozial ausgewogen für politische Gestaltung nutzen. Wir sind uns über 
das Ziel eines ausgeglichenen Haushalts ohne neue Schulden und unter Einhaltung der entsprechenden 
grundgesetzlichen Vorgaben einig. Wie im Stabilitäts- und Wachstumspakt vorgesehen, wollen wir die 
gesamtstaatliche Schuldenstandsquote auf unter 60 Prozent des Bruttoinlandsprodukts zurückführen. 

Das 2011 eingeführte Eckwerteverfahren („Top-Down“) zur Haushaltsaufstellung hat sich bewährt 
und wird fortgesetzt. Die bestehenden Beteiligungsrechte des Deutschen Bundestags und seines 
Haushaltsausschusses bei finanzwirksamen Entscheidungen auf europäischer Ebene werden gewahrt.

Auf Grundlage des ausgeglichenen Haushalts wollen wir mit den vorhandenen Mitteln noch mehr für die 
Bürgerinnen und Bürger bewirken. Hierzu gehört auch, durch umfassende Aufgabenkritik sowie durch 
die regelmäßige Überprüfung der Maßnahmen auf Effektivität und Effizienz zusätzliche Spielräume zu 
erarbeiten. Dazu werden die Ansätze zur Verbesserung der Wirkungsorientierung des Haushalts, z. B. 
einnahme- und ausgabeseitige Haushaltsanalysen, gestärkt und weiterentwickelt.

Für die Jahre 2018 bis 2021 sind nach der Finanzplanung des Bundes für die Haushaltsaufstellung  
(51. Finanzplan) Ausgaben von 1,392 Billionen Euro vorgesehen. Über die dort eingeplanten Maßnahmen 
hinaus wollen wir den absehbaren finanziellen Spielraum der nächsten vier Jahre für prioritäre Ausgaben 
in den folgenden Schwerpunkt-Bereichen nutzen:

Prioritäre Ausgaben in den folgenden Schwerpunkt-Bereichen

1. Investitionen in Zukunft: Bildung, Forschung, Hochschulen, Digitalisierung

Maßnahme Summe 2018-21

Programm Ganztagsschule/Ganztagsbetreuung 2,0
Aufstiegsfortbildung in der beruflichen Bildung 0,35
Reform BAföG 1,0
Nachfolge Hochschulpakt (ab2021) 0,6
Anteil Bund am schrittweisen Erreichen 3,5-Prozent-Ziel Forschung  
und Entwicklung bis 2025

2,0

Breitbandausbau, Digitalpakt Schulen (Infrastruktur1)              Fonds
Summe (Mrd.) 5,95
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2. Familien, Kinder und Soziales

Maßnahme Summe 2018-21

Erhöhung Kindergeld und Kinderfreibetrag (Anteil Bund) 3,5
Kita (Gebühren und Qualität) 3,5
Bekämpfung Kinderarmut durch Kinderzuschlag 1,0
Eingliederungstitel SGB II: Sozialer Arbeitsmarkt/Soziale Teilhabe 4,0
Summe (Mrd.) 12,0

3. Bauen und Wohnen

Maßnahme Summe 2018-21

Weitere Förderung sozialer Wohnungsbau durch Bund in 2020/2021 2,0
Steuerliche Förderung von mehr Wohneigentum (AfA, energetische  
Gebäudesanierung, Förderung Eigentum für Familien)

2,0

Summe (Mrd.) 4,0

4. Gleichwertige Lebensverhältnisse, Landwirtschaft, Verkehr und Kommunen

Maßnahme Summe 2018-21

Erhöhung der Mittel Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz  
(GVFG) 2020/21

1,0

Regionale Strukturpolitik/ Strukturwandel Kohlepolitik 1,5
Ländliche Räume/ Landwirtschaft 1,5
Fortsetzung kommunaler wie auch Landesprogramme 8,0
Summe (Mrd.) 12,0

5. Internationale Verantwortung bei Sicherheit und Entwicklung

Maßnahme Summe 2018-21

Erhöhung Etats für Verteidigung und ODA-Quote 2,0
Summe (Mrd.) 2,0

6. Entlastung der Bürger

Maßnahme Summe 2018-21

Solidaritätszuschlag 10,0
Summe (Mrd.) 10,0

 1.	    Die weiteren Maßnahmen werden im Rahmen der Haushaltsaufstellungen 2018/2019 geklärt.
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Weitere Maßnahmen, auf die sich die Koalition einigt, können finanziert werden, wenn sich zusätzliche 
finanzielle Spielräume ergeben oder eine entsprechende unmittelbare, vollständige und dauerhafte 
Gegenfinanzierung sichergestellt ist.

Mit den Versteigerungserlösen der 5G-Lizenzen wollen wir einen Investitionsfonds einrichten, der für 
den Ausbau der digitalen Infrastruktur zur Verfügung steht.

Wir stellen die weitere Finanzierung der laufenden Maßnahmen zur Entlastung von Ländern und 
Kommunen bei den Flüchtlingskosten (Integrationspauschale, Kosten der Unterkunft, unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge) in den Jahren bis 2021 mit insgesamt weiteren acht Milliarden Euro sicher 
und gestalten sie gemeinsam – wo erforderlich – effizienter neu aus.

Wir wollen durch die konkrete Programmgestaltung sicherstellen, dass die Mittel, die der Bund für 
definierte Aufgaben, z. B. den sozialen Wohnungsbau, an andere Gebietskörperschaften gibt, auch 
vollständig für genau diese Zwecke eingesetzt werden.

Steuerpolitik

Wir werden insbesondere untere und mittlere Einkommen beim Solidaritätszuschlag entlasten. 
Wir werden den Solidaritätszuschlag schrittweise abschaffen und ab dem Jahr 2021 mit einem 
deutlichen ersten Schritt im Umfang von zehn Milliarden Euro beginnen. Dadurch werden rund  
90 Prozent aller Zahler des Solidaritätszuschlags durch eine Freigrenze (mit Gleitzone) vollständig vom 
Solidaritätszuschlag entlastet. 

Steuervereinfachung ist eine Daueraufgabe. Es ist ein wichtiges politisches Ziel, hier Schritt für Schritt 
voranzukommen und dabei insbesondere auch die technischen Möglichkeiten der modernen Datenver-
arbeitung zu nutzen. Wir werden das Angebot an die Bürger für eine elektronische Kommunikation mit 
der Finanzverwaltung ausbauen. Wir streben die Einführung einer vorausgefüllten Steuererklärung für 
alle Steuerpflichtigen bis zum Veranlagungszeitraum 2021 an. 

Wir wollen eine gerechte Verteilung der Steuerlast bei Ehegatten. Wir wollen Ehegatten über das Fak-
torverfahren besser informieren und die Akzeptanz stärken. Personen mit Steuerklassenkombination 
III/V sollen in den Steuerbescheiden regelmäßig über das Faktorverfahren informiert und auf die Mög-
lichkeit des Wechsels zur Steuerklassenkombination IV/IV mit Faktor hingewiesen werden. 

Wir unterstützen in Europa eine gemeinsame Bemessungsgrundlage und Mindestsätze bei den Unter-
nehmenssteuern. Hier wollen wir mit Frankreich Initiativen ergreifen, um auch eine Antwort auf inter-
nationale Veränderungen und Herausforderungen, nicht zuletzt in den USA, zu geben. 

Die Abgeltungsteuer auf Zinserträge wird mit der Etablierung des automatischen Informationsaustau-
sches abgeschafft; Umgehungstatbestände werden wir verhindern. An dem bisherigen Ziel der Einfüh-
rung einer Finanztransaktionsteuer im europäischen Kontext halten wir fest. 
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In Deutschland wollen wir einen gerechten Steuervollzug – von der Steuererhebung bis zur Steuerprüfung.  
Sämtliche aus einer Straftat erlangten Vermögenswerte und alle rechtswidrigen Gewinne sollen konse-
quent eingezogen werden. 

Das Erhebungs- und Erstattungsverfahren der Einfuhrumsatzsteuer stellt einen gravierenden Wettbe-
werbsnachteil für die deutschen Industrie- und Handelsunternehmen sowie für die deutschen Flug- 
und Seehäfen dar. Wir werden daher diese Verfahren in Kooperation mit den Bundesländern optimie-
ren. 

Wir werden die Rolle des Bundeszentralamtes für Steuern mit entsprechender Ausstattung stärken und  
weiterentwickeln. Es soll für Gebietsfremde zur zentralen Anlaufstelle für steuerliche Fragen und ver-
bindliche Auskünfte werden.

3.3	 Finanzpolitische Maßnah-		
	 men auf der Ausgaben- und 	
	 Einnahmenseite

Die Bundesregierung setzte im vergange-
nen Jahr ihre zukunfts- und wachstumso-
rientierte Finanzpolitik fort. Sie stockte In-
vestitionen in Infrastruktur, Bildung und 
Forschung weiter auf und verbesserte da-
rüber hinaus die Rahmenbedingungen für 
private Investitionen. Beides zusammen 
hat dazu beigetragen, das Produktionspo-
tenzial zu stärken. Dieser Fokus entspricht 
den Empfehlungen des ECOFIN-Rates vom 
11. Juli 2017 in seiner Stellungnahme zum 
letztjährigen Stabilitätsprogramm, wonach 
Deutschland öffentliche Investitionen in 
wachstumsrelevanten Bereichen weiter er-
höhen solle. Unmittelbare Folge dieser 
wachstumsorientierten Finanzpolitik war 
ein deutlicher Anstieg der gesamtstaatlichen 
Bruttoanlageinvestitionen im Jahr 2017 mit 
einer Zuwachsrate von 6,5 % gegenüber dem 
Vorjahr. Dieser Zuwachs ist stärker als jener 
der Staatsausgaben insgesamt (+3,6 %) und 
des nominalen BIP (+3,8 %). Dies führt ein-
mal mehr vor Augen, dass solide finanzier-
te Haushalte und zusätzliche Investitionen 
Hand in Hand gehen können. 

Zur gesamtstaatlich positiven Investiti-
onsdynamik hat die Bundesregierung auch 
durch die finanzielle Entlastung von Län-
dern und Gemeinden, die gut zwei Drittel 
der staatlichen Investitionen tragen, in ho-
hem Maße beigetragen2. Zur weiteren Un-
terstützung finanzschwacher Gemeinden 
im Bereich der Bildungsinfrastruktur hat die 
Bundesregierung beispielsweise das Kom-
munalinvestitionsförderungsgesetz im Jahr 
2017 geändert und den Kommunalinvesti-
tionsförderungsfonds aufgestockt. Das Mit-
telvolumen wurde von bisher 3,5 Mrd. Euro 
auf 7 Mrd. Euro verdoppelt. Der Bund ge-
währt den Ländern nunmehr auch Finanz-
hilfen in Höhe von 3,5 Mrd. Euro für Inves-
titionen finanzschwacher Gemeinden in die 
Sanierung, den Umbau und die Erweiterung 
von allgemein- und berufsbildenden Schu-
len im Zeitraum vom 1. Juli 2017 bis zum 
31. Dezember 2022. Förderfähig sind dem-
nach sämtliche notwendige Infrastruktur-
maßnahmen einschließlich solcher zur Ge-
währleistung der digitalen Anforderungen 
an Schulgebäude. 

2	 In Anlehnung an die im Europäischen System 
Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG) 
verwendeten Begrifflichkeiten wird im Folgenden 
der Begriff „Gemeinden“ verwendet. Gemeint sind 
damit in der Regel Kommunen (Gemeinden und 
Gemeindeverbände).
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Für das Jahr 2017 hat die Bundesregierung 
zudem weitere 1,5 Mrd. Euro zur Förde-
rung der kommunalen Investitionstätigkeit 
bereitgestellt. Mit der Neu-Strukturierung 
der „Partnerschaft Deutschland – Berater 
der öffentlichen Hand GmbH“ hat die Bun-
desregierung im Jahr 2017 zudem ein Be-
ratungsangebot für alle staatlichen Ebenen 
und alle Beschaffungsvarianten geschaffen, 
das Planungsengpässe bei öffentlichen In-
vestitionen reduzieren soll. Insbesondere 
für Gemeinden vereinfacht sich der Zugang 
zu diesen Beratungsleistungen.

Neben der Unterstützung der Gemein-
den bei den Sozialausgaben, etwa der voll-
ständigen Erstattung der Nettoausgaben der 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung, der Beteiligung an den Kosten 

der Unterkunft und Heizung in der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende und der Be-
teiligung des Bundes am Ausbau der Kin-
derbetreuung für unter Dreijährige, hilft die 
Bundesregierung den Gemeinden in zuneh-
mendem Maße auch bei der wirtschaftli-
chen Planung und Realisierung von Infra-
strukturprojekten. Das Gesamtvolumen für 
diese Maßnahmen betrug 13 Mrd. Euro im 
Jahr 2017. 

Weiterhin entlastet die Bundesregierung 
Länder und Gemeinden bei den flüchtlings- 
und asylbedingten Aufwendungen. So hat 
die Bundesregierung den Länderanteil an 
den Umsatzsteuereinnahmen erhöht und 
beteiligte sich erneut im Jahr 2017 an den 
Kosten, die aufgrund des Asylbewerberleis-
tungsgesetzes zu erbringen sind. Zu diesem 

Abbildung 5:	Gesamtstaatliche Bruttoanlageinvestitionen (in Mrd. Euro)

Quelle: Statistisches Bundesamt, Februar 2018
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Zweck leistete sie an die Länder eine Ab-
schlagszahlung in Höhe von 1,16 Mrd. Euro. 
Sie finanzierte im Jahr 2017 ebenfalls eine 
Integrationspauschale in Höhe von 2 Mrd. 
Euro. Ferner übernahm die Bundesregie-
rung vollständig die Kosten der Unterkunft 
für anerkannte Asyl- und Schutzberechtig-
te. Insgesamt beliefen sich die Entlastun-
gen zugunsten der Länder und Gemeinden 
im Jahr 2017 auf rund 6,8 Mrd. Euro. Auch 
im Jahr 2018 werden diese Entlastungen 
fortgesetzt.

Die Bundesregierung hat deutlich ge-
macht, dass der Finanzierung der humani-
tären Versorgung der Flüchtlinge und damit 
zusammenhängende Aufgaben weiterhin 
eine hohe Bedeutung zukommt. Daher wur-
den die saldierten Entlastungen des Bundes 
im Jahr 2017 in die Asylrücklage überführt, 
die im Jahr 2015 gebildet wurde. 

Die Flüchtlingszuwanderung erhöhte 
den Wohnraumbedarf. Auch vor diesem 
Hintergrund hat der Bund die Kompensati-
onsmittel, die er den Ländern als Ausgleich 
für den Wegfall früherer Finanzhilfen sowie 
soziale Wohnraumförderung von 2007 bis 
2019 gewährt, für die Jahre 2016 bis 2019 um 
insgesamt 3 Mrd. Euro erhöht. Die Reform 
der Bund-Länder-Finanzbeziehungen sieht 
vor, dass die Länder vom Bund unter ande-
rem für den Wegfall der Kompensations-
mittel ab dem Jahr 2020 zusätzliche Umsatz-
steuermittel in Höhe von über 4 Mrd. Euro 
jährlich erhalten. Gemäß Koalitionsvertrag 
der Regierungsparteien ist eine weitere För-
derung des sozialen Wohnungsbaus für die 
Jahre 2020 und 2021 in Höhe von 2 Mrd. 
Euro vorgesehen. Überdies sieht der Ver-
trag vor, dass der Bund auch in Zukunft ge-
meinsam mit den Ländern Verantwortung 
für die soziale Wohnraumförderung über-
nehmen kann. Der Bund vergibt zudem ver-
billigt Bundesliegenschaften an Länder und 
Gemeinden für den sozialen Wohnungsbau, 
überlässt mietzinsfrei Grundstücke für die 
Unterbringung von Flüchtlingen und erstat-
tet Herrichtungskosten für diese Grundstü-

cke. Des Weiteren ist gemäß Koalitionsver-
trag geplant, 1,5 Millionen Wohnungen in 
der neuen Legislaturperiode zu bauen, länd-
liche Räume zu entwickeln und Mobilität zu 
fördern. Familien sollen finanzielle Unter-
stützung bei der Eigentumsbildung erfah-
ren. Bis zu einer bestimmten Einkommens-
grenze sieht der Koalitionsvertrag deshalb 
für den Ersterwerb von Neubau oder Be-
stand ein Baukindergeld in Höhe von 1200 
Euro je Kind pro Jahr, das über einen Zeit-
raum von zehn Jahren gezahlt wird, vor. 

Auf der Grundlage des ausgeglichenen 
Haushalts ohne Neuverschuldung beabsich-
tigt die Bundesregierung, finanzielle Spiel-
räume prioritär für Investitionen in die 
Zukunft und für den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt zu nutzen. Der überwiegende 
Teil soll an Länder und Gemeinden fließen, 
die für bessere Bildung von der Kita bis zu 
Hochschulen sorgen sollen.

Auf der staatlichen Einnahmenseite sind 
zum 1. Januar 2018 weitere Entlastungen bei 
der Einkommensteuer und den Sozialab-
gaben wirksam geworden, die dazu beitra-
gen die Arbeitsanreize zu verbessern und die 
Binnenwirtschaft zu stärken. Es wurden so-
wohl der Grundfreibetrag als auch die üb-
rigen Tarifeckwerte erhöht, um die Effek-
te der kalten Progression auszugleichen und 
das gestiegene Existenzminimum zu be-
rücksichtigen. Zudem wurden Kinderfreibe-
trag, Kindergeld und der Unterhaltshöchst-
betrag erhöht. Die Steuerzahler werden 
durch diese Maßnahmen im Jahr 2018 um 
etwa 4 Mrd. Euro entlastet. Außerdem wur-
de der Beitragssatz zur gesetzlichen Ren-
tenversicherung zu Jahresbeginn 2018 von 
18,7 % auf 18,6 % gesenkt. Darüber hinaus 
wurde in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung der durchschnittliche Zusatzbeitrag 
von 1,1 % auf 1,0 % abgesenkt.

Die Bundesregierung wird den Kurs 
wachstums- und beschäftigungsfreundli-
cher Entlastungen bei Steuern und Abga-
ben weiterführen. Sie wird in diesem Jahr 
Berichte über die Wirkung der kalten Pro-
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gression und über die Höhe des steuerfrei 
zu stellenden Existenzminimums vorlegen 
und darauf hinwirken, den Einkommen-
steuertarif entsprechend zu bereinigen. Da-
rüber hinaus plant die Bundesregierung für 
die laufende Legislaturperiode insbesonde-
re untere und mittlere Einkommen beim 
Solidaritätszuschlag zu entlasten. Der So-
lidaritätszuschlag soll schrittweise abge-
schafft und ab dem Jahr 2021 mit einem 
deutlichen ersten Schritt im Umfang von 
10 Mrd. Euro begonnen werden. Dadurch 
sollen rund 90 % aller Zahler des Solida-
ritätszuschlags bei der Einkommensteu-
er durch eine Freigrenze mit Gleitzone 
vollständig von dieser Ergänzungsabgabe 
entlastet werden. Darüber hinaus beabsich-
tigt die Bundesregierung, den Beitragssatz 
zur Arbeitslosenversicherung um 0,3 Pro-
zentpunkte zu senken, die paritätische Fi-
nanzierung in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung wiederherzustellen und zudem 
Geringverdiener bei Sozialbeiträgen über 
eine Ausweitung der Midi-Jobs zu entlasten.

Maßnahmen gegen Steuerbetrug und 
Steuervermeidung, für eine gerechte Be-
steuerung großer Konzerne sowie die Ver-
hinderung von Steuerhinterziehung durch 
Schließung von Steuerschlupflöchern und 
Steueroasen sieht die Bundesregierung als 
eine wichtige Aufgabe an. Daher treibt die 
Bundesregierung unter anderem die Im-
plementierung des OECD-Aktionsplans ge-
gen Gewinnkürzungen und Gewinnverlage-
rungen multinational tätiger Unternehmen 
(Base Erosion and Profit Shifting, BEPS) vo-
ran. Damit soll die Besteuerung am Ort 
der tatsächlichen unternehmerischen Tä-
tigkeit und der tatsächlichen wirtschaftli-
chen Wertschöpfung vorgenommen wer-
den. Die Bundesregierung hat im Jahr 2017 
in Übereinstimmung mit den Verabre-
dungen auf internationaler Ebene das Ge-
setz gegen schädliche Steuerpraktiken im 
Zusammenhang mit Rechteüberlassungen 
auf den Weg gebracht. Mit der Regelung, 
die seit dem Jahr 2018 Anwendung fin-

det, wird unter bestimmten Voraussetzun-
gen der inländische Betriebsausgabenabzug 
für Aufwendungen für Rechteüberlassun-
gen beschränkt. Auf diese Weise soll ver-
hindert werden, dass multinationale Unter-
nehmen Gewinne durch Lizenzzahlungen 
in Staaten mit besonderen Präferenzrege-
lungen – zum Beispiel Patent- und Lizenz-
boxen – verschieben. Zudem wurden mit 
dem Gesetz die Sofortabschreibungsgrenze 
für geringwertige Wirtschaftsgüter von 410 
auf 800 Euro sowie die untere Wertgrenze 
zur Bildung eines Sammelpostens von 150 
auf 250 Euro angehoben. Diese Maßnahmen 
tragen dazu bei, die bestehenden Abschrei-
bungsregelungen zu verbessern und Un-
ternehmen von Bürokratie zu entlasten. Im 
INVEST-Programm zur Förderung der deut-
schen Start-ups wurden zudem die EXIT-
Zuschüsse für Business Angels vollständig 
steuerfrei gestellt.
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3.4 Neuordnung der Bund-  
 Länder Finanzbeziehungen

Mit dem Gesetz zur Änderung des Grund-
gesetzes vom Juli 2017 und dem Gesetz zur 
Neuregelung des bundesstaatlichen Finanz-
ausgleichssystems ab dem Jahr 2020 und zur 
Änderung haushaltsrechtlicher Vorschriften 
vom August 2017 werden die Bund-Länder-
Finanzbeziehungen neu geordnet. 

Die vereinbarte Neuregelung des bun-
desstaatlichen Finanzausgleichssystems 
schafft den bisherigen Umsatzsteuervor-
wegausgleich ab und ersetzt den bisherigen 
Länderfinanzausgleich durch einen Finanz-
kraftausgleich bei der horizontalen Vertei-
lung der Umsatzsteuer. Dieser horizonta-
le Finanzkraftausgleich erfolgt künftig über 
Zu- und Abschläge auf die nach Einwohner-
anteilen auf die Länder verteilten Anteile an 
der Umsatzsteuer. Teil der Neuregelung ist 
außerdem, dass der Bund leistungsschwa-

che Länder ab dem Jahr 2020 durch weite-
re Ergänzungszuweisungen unterstützt. Ins-
gesamt wird sich der Bund aufgrund der 
eingeleiteten Maßnahmen künftig deutlich 
stärker als bisher an der Finanzausstattung 
der Länder beteiligen. Neben dem novel-
lierten Finanzausgleich enthalten die Ge-
setze klarere Regelungen, welche Aufgaben 
Bund, Länder und Gemeinden wahrzuneh-
men haben. 

In dieser Legislaturperiode gilt es, die 
Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbe-
ziehungen konsequent umzusetzen. Hier-
zu zählt etwa, das Verfahren im Stabilitätsrat 
zur Überwachung der Einhaltung der Schul-
denbremse durch Bund und Länder festzu-
legen sowie die Reform der Bundesfernstra-
ßenverwaltung umzusetzen und dabei den 
reibungslosen Übergang der Autobahnver-
waltung auf den Bund sicherzustellen.

Abbildung 6: Gesamtstaatliche Einnahmen- und Ausgabenstruktur 2017
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3. 5 	 Umsetzung der finanzpoli-	
	 tischen länderspezifischen 	
	 Empfehlungen 

Mit ihrer zukunfts- und wachstumso-
rientierten Strategie und den unter 3.3. 
dargestellten Maßnahmen adressiert die 
Bundesregierung die finanzpolitischen län-
derspezifischen Empfehlungen des Rates 
vom 11. Juli 2017. Deutschland erhielt für 
die Jahre 2017 und 2018 zwei Empfehlungen 
mit jeweils mehreren Reformelementen, die 
auch von finanzpolitischer Relevanz sind. 

Die erste Empfehlung zielt darauf ab, 
unter Einhaltung des mittelfristigen Haus-
haltsziels einen anhaltenden Aufwärtstrend 
bei den öffentlichen Investitionen insbeson-
dere in Bildung, Forschung und Innovation 
zu erreichen. Kapazitäts- und Planungseng-
pässen bei Infrastrukturinvestitionen soll 
entgegenwirkt, die Effizienz und Investiti-
onsfreundlichkeit des Steuersystems weiter 
verbessert sowie bei Unternehmensdienst-
leistungen und reglementierten Berufen 
der Wettbewerb belebt werden. Die zwei-
te Empfehlung richtet sich wie in den Vor-
jahren unter anderem auf die Senkung der 
Steuer- und Abgabenlast für Geringverdie-
ner sowie einen leichteren Übergang in re-
guläre Beschäftigungsverhältnisse. 

In ihrem Länderbericht vom 7. März 
2018 attestiert die Europäische Kommission 
Deutschland Fortschritte bei der Umsetzung 
unter anderem der finanzpolitischen Emp-
fehlungen aus dem Jahr 2017. Mit Blick auf 
die Anstrengungen zur Steigerung öffentli-
cher Investitionen würdigt sie insbesondere 
die Verbesserung der Planungskapazitäten 
im Infrastrukturbereich, die zusätzlichen Fi-
nanzmittel für die Gemeinden und die Re-
form der föderalen Finanzbeziehungen. Im 
steuerlichen Bereich sieht die Kommissi-
on neben weiterem Handlungsbedarf Fort-
schritte bei der Verbesserung der Arbeitsan-
reize von Zweitverdienern, dem Übergang 
zu regulärer Beschäftigung und durch die 

zum 1. Januar 2018 wirksam gewordenen 
Maßnahmen zur Senkung der Steuer- und 
Abgabenbelastung von Arbeit. Eine ausführ-
liche Darstellung der Maßnahmen, mit de-
nen die Bundesregierung den im Länder-
bericht dargestellten Herausforderungen 
begegnet und mit denen sie die länderspe-
zifischen Empfehlungen des Rates der Eu-
ropäischen Union umsetzt, enthält das NRP 
2018, das am 25. April 2018 vom Bundes- 
kabinett beschlossen wird. Das NRP 2018 
berichtet außerdem über die erzielten Fort-
schritte und Maßnahmen im Rahmen der 
Europa 2020-Strategie für Wachstum und 
Beschäftigung.
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Deutschland setzt sich als mittelfristiges 
Haushaltsziel weiterhin einen strukturellen 
Finanzierungssaldo von -0,5 % in Relation 
zum BIP. 

Annahmen der Projektion

Die im folgenden Kapitel dargestellte Ent-
wicklung des Staatshaushalts basiert auf 
den in Kapitel 2.2. dargelegten kurz- und 
mittelfristigen Perspektiven zur Entwick-
lung der Gesamtwirtschaft. Entwicklun-
gen in den öffentlichen Haushalten konn-
ten für Bund und Länder bis einschließlich 
des 4. Quartals 2017, für Gemeinden bis ein-
schließlich des 3. Quartals 2017 berücksich-
tigt werden. 

Die fiskalischen Auswirkungen der von 
den Koalitionsparteien priorisierten Maß-
nahmen (siehe Auszug aus dem Koalitions-
vertrag, Seite 24 ff.) sind Gegenstand der 
laufenden Beratungen zum Bundeshaus-
halt und zur mittelfristigen Finanzplanung. 
Sie können in der Projektion der Einnah-
men und Ausgaben des Staatshaushaltes be-
rücksichtigt werden, sobald das Ergebnis 
der Beratungen zur Umsetzung dieser Maß-
nahmen vorliegt. Insofern stellt die im Fol-
genden dargelegte Entwicklung gesamt-
staatlicher Einnahmen und Ausgaben ein 

Szenario dar, das den Stand der öffentlichen 
Haushalte ohne die Auswirkung der von der 
Koalition beschlossenen Maßnahmen abbil-
det. Eine kursorische Einschätzung zu den 
fiskalischen Auswirkungen der Maßnah-
men auf den gesamtstaatlichen Finanzie-
rungssaldo wird in Kapitel 4.6. geliefert. Die 
Aussagen stehen unter dem Vorbehalt des 
Ergebnisses der laufenden Beratungen zum 
Bundeshaushalt und zur mittelfristigen Fi-
nanzplanung. Eine aktualisierte Projektion 
wird auf Basis des Entwurfs für den Haus-
halt 2018 im Rahmen des Draft Budgetary 
Plan übermittelt, nachdem die Bundesregie-
rung diesen Entwurf beschlossen hat. 

Vor dem Hintergrund des noch laufen-
den Haushaltsaufstellungsverfahrens und 
den noch ausstehenden Eckwerten für die 
mittelfristige Finanzplanung bis 2022 um-
fasst die Programmperiode dieses Pro-
gramms die Jahre 2018 bis 20213.

3	 Infolge der Regierungsbildung nach der Bun-
destagswahl 2017 wird die Bundesregierung erst 
in diesem Frühjahr einen Haushalt für das Jahr 
2018 aufstellen. Infolgedessen umfasst das Deut-
sche Stabilitätsprogramm 2018 eine mittelfristige 
Finanzplanung lediglich für die Jahre 2018 - 2021, 
also einen Dreijahreszeitraum und nicht wie in den 
Vorjahren einen Vierjahreszeitraum. Nach dem 
Code of Conduct of the Stability and Growth Pact 
ist eine dreijährige mittelfristige Finanzplanung 
vorzulegen.

4.	 Projektion der Entwicklung des gesamtstaat- 
	 lichen Finanzierungssaldos und Schuldenstands
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In der Programmperiode bis zum Jahr 
2021 werden sich die Steuereinnahmen 
durchschnittlich mit jährlich 3 ¾ % weiter-
hin etwas stärker als das nominale BIP ent-
wickeln. Die Steuerquote erhöht sich dem-
zufolge bis zum Ende der Programmperiode 
auf rund 23 ¾ % des BIP. 

Die Einnahmenquote, die darüber hin-
aus noch sonstige Einnahmen des Staates 
wie Gebühren oder Einnahmen aus wirt-
schaftlicher Tätigkeit enthält, wird sich der 
Projektion zufolge in den kommenden Jah-
ren bei rund 44 ¾ % des BIP stabilisieren.

4.1	 Entwicklung gesamtstaatli-	
	 cher Einnahmen und Aus-		
	 gaben

Rekordeinnahmen bei kräftigem  
Aufschwung

Die Einnahmen entwickelten sich im Jahr 
2017 mit einem Zuwachs um 4,3 % gegen-
über dem Vorjahr dynamischer als die Wirt-
schaftsleistung (Anstieg des nominalen BIP: 
+3,8 %).4 Hierzu hat erneut die gute Beschäf-
tigungslage maßgeblich beigetragen. Die 
Steuereinnahmen sowie die Einnahmen aus 
Sozialbeiträgen stiegen um 4,8 % bzw. 4.6 %. 
In der Folge stieg die Einnahmenquote von 
45,0 % auf 45,2 % des BIP. Die volkswirt-
schaftliche Steuerquote in Abgrenzung der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen5 
erhöhte sich von 23,3 % auf 23,5 % des BIP. 

4	 Alle Angaben beziehen sich, soweit nicht 
anders angegeben, auf die Abgrenzung des Euro-
päischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamt-
rechnungen 2010 gemäß Verordnung (EU) Nr. 
549/2013.
5	 Die volkswirtschaftliche Steuerquote wird 
anders abgegrenzt als eine auf Kassenstatistiken 
bzw. Finanzstatistiken beruhende Steuerquote, 
beispielsweise auf Grundlage der Ergebnisse des 
Arbeitskreises Steuerschätzungen.

Tabelle 1: 	 Entwicklung der staatlichen Einnahmenquote

2017 2018 2019 2020 2021

- jeweilige Einnahmen in % des BIP -

Steuerquote 23,5 23 ½ 23 ½ 23 ½ 23 ¾

Sozialbeitragsquote 16,8 16 ¾ 16 ¾ 16 ¾ 16 ¾

Abgabenquote 40,3 40 ¼ 40 ¼ 40 ¼ 40 ½

Einnahmenquote

Projektion April 2018 45,2 44 ¾ 44 ¾ 44 ¾ 44 ¾

Projektion April 2017 45 ¼ 45 ¼ 45 ¼ 45 ¼ 45 ¼

Differenzen zwischen der Abgabenquote und der Summe aus Steuer- und Sozialbeitragsquote sind rundungsbe-
dingt; die Angaben für die Projektionsjahre sind auf ¼ Prozentpunkte des BIP gerundet.
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Staatsquote stabilisiert sich

Die staatlichen Ausgaben sind im Jahr 2017 
um 3,6 % gestiegen und damit etwas lang-
samer als das nominale BIP. Damit zeichnet 
sich nach der starken Flüchtlingsmigration 
der Jahre 2015 und 2016 und deren Folgen 
für die öffentlichen Haushalte eine allmäh-
liche Normalisierung ab. Die Staatsquote ist 
leicht gesunken, von 44,2 auf 44,1 % des BIP. 

In der Programmperiode bis zum Jahr 
2021 wird der Zuwachs der gesamtstaatli-
chen Ausgaben im Durchschnitt bei jährlich 
3 ¼ % liegen, auch die staatlichen Konsum-
ausgaben werden in der gleichen Größen-
ordnung steigen. Die gesamten Sozialausga-
ben (monetäre Sozialleistungen und soziale 
Sachleistungen) nehmen mit jahresdurch-
schnittlich 3 ¾ % stärker zu. Ihr Anteil am 
BIP von 24,0 % im Jahr 2017 bleibt im wei-
teren Verlauf der Programmperiode in etwa 
konstant. 

Die staatlichen Bruttoinvestitionen sind 
im Jahr 2017 gegenüber dem Vorjahr um 
5,1 % und damit deutlich überproportio-
nal gestiegen. Die Investitionen des Staats-
haushalts wachsen in der Programmperio-
de 2017 bis 2021 jahresdurchschnittlich um 
rund 5 % und damit stärker als die Gesamt-
ausgaben. Damit setzt sich die positive Ent-
wicklung der vergangenen Jahre fort. 

4.2	 Entwicklung des  
	 Finanzierungssaldos

Im Jahr 2017 wurde ein Finanzierungsüber-
schuss von 1,1 % des BIP realisiert. Die öf-
fentlichen Haushalte von Bund, Ländern 
und Gemeinden profitierten in besonderem 
Maße von der dynamischen Entwicklung 
der Steuereinnahmen, darunter insbeson-
dere von der Entwicklung der gewinnab-
hängigen Steuern. Die Sozialversicherun-
gen konnten ebenfalls überproportional 
steigende Sozialversicherungsbeiträge ver-
einnahmen. Zugleich entlasteten geringe-
re Zinsausgaben die staatlichen Haushalte. 
In der Folge konnten alle Teilsektoren des 
Staates im Jahr 2017 Überschüsse verzeich-
nen, der größte Teil des Überschusses ent-
fällt mit 0,8 % des BIP aber auf Länder und 
Gemeinden. 

Die staatlichen Haushalte haben die 
Überschüsse im Jahr 2017 zum Teil genutzt, 
um Rücklagen aufzubauen. Beispielwei-
se hat der Bund die Rücklage zur Finanzie-
rung von Belastungen im Zusammenhang 
mit der Aufnahme und Unterbringung von 
Asylbewerbern und Flüchtlingen über die 
bereits vorhandenen Mittel hinaus zusätz-
lich befüllt.

Tabelle 2: 	 Entwicklung der Staatsquote

2017 2018 2019 2020 2021

- Staatsausgaben in % des BIP -

Projektion April 2018 44,1 44 43 ½ 43 ½ 43 ¼ 

Projektion April 2017 44 ¾ 45 45 44 ¾ 44 ¾ 

Angaben für die Projektionsjahre sind auf ¼ Prozentpunkte des BIP gerundet.
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Im laufenden Jahr 2018 ist nach derzei-
tigem Stand mit einer Verringerung des Fi-
nanzierungsüberschusses zu rechnen. Ur-
sache sind steigende Abführungen an den 
Haushalt der Europäischen Union sowie die 
Inanspruchnahme von Garantien im Zu-
sammenhang mit dem Verkauf der HSH 
Nordbank. In den Folgejahren ist im hier 
vorgelegten Szenario, das die Maßnahmen 
des Koalitionsvertrages noch nicht berück-
sichtigt, wieder mit einem Anstieg des ge-
samtstaatlichen Finanzierungsüberschusses 
auf 1 ½ % des BIP am Ende der Programm-
periode zu rechnen.

Finanzierungsüberschüsse vorwiegend 
bei Ländern und Gemeinden

Bei Betrachtung der staatlichen Ebenen ent-
fiel im Jahr 2017 der größte Teil des Über-
schusses auf die Länder und Gemeinden. Im 
laufenden Jahr führen zwei Sondereffekte 
zu einer Verringerung des Finanzierungs-
überschusses der Länder: Zum einen der 
Garantieabruf bei der HSH Nordbank, zum 
anderen die Übernahme von kommunalen 
Schulden durch das Land Hessen. Für sich 
betrachtet führen beide Einmaleffekte zu 
einer Verringerung des Finanzierungsüber-
schusses der Länder im Jahr 2018 um rund 
¼ % des BIP. Korrespondierend zur Schul-
denübernahme der Gemeinden in Hessen 
durch das Land, steigt temporär der Finan-
zierungsüberschuss der Gemeinden. Ab dem 
Jahr 2019 wird der Überschuss der Länder 
bei ¾ % des BIP liegen.

Tabelle 3: 	 Entwicklung des gesamtstaatlichen Finanzierungssaldos

2017 2018 2019 2020 2021

- Finanzierungssaldo in % des BIP -

Projektion April 2018 1,1 1 1 ¼ 1 ½ 1 ½

Projektion April 2017 ½ ¼ ¼ ½ ½

Angaben für die Projektionsjahre sind auf ¼ Prozentpunkte des BIP gerundet.
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 4.3	 Entwicklung struktureller 	 
	 Indikatoren

Konjunkturelle und außergewöhnliche Fak-
toren außerhalb der Kontrolle der Regie-
rungen können den staatlichen Finanzie-
rungssaldo verändern. Um den Einfluss der 
Haushalts- und Finanzpolitik zu bewerten, 
werden im europäischen Haushaltsüberwa-
chungsverfahren strukturelle Indikatoren 
betrachtet, auch um eine Einschätzung über 
die Ausrichtung der Finanzpolitik zu treffen. 
Im Rahmen der europäischen Haushalts-
überwachung werden hierfür der struktu-
relle Finanzierungssaldo und die Entwick-
lung der Staatsausgaben (in Abgrenzung der 
Ausgabenregel) im Vergleich mit der trend-
mäßigen Entwicklung des BIP bei konjunk-
tureller Normalauslastung herangezogen.

Struktureller Finanzierungssaldo -  
Einhaltung des mittelfristigen Haus-
haltsziels mit deutlichem Sicherheits-
abstand

Zur Ermittlung des strukturellen Finanzie-
rungssaldos wird der nominale Saldo um 
konjunkturelle Einflussfaktoren gemäß der 
EU-einheitlichen Methodik bereinigt. Ein-
maleffekte, die den nominalen Finanzie-
rungssaldo des Jahres 2017 negativ beein-
flusst hatten (insbesondere die Rückzahlung 
der Kernbrennstoffsteuer), bleiben bei der 
Berechnung des strukturellen Saldos zudem 
unberücksichtigt. 

Im vergangenen Jahr verbesserte sich 
der strukturelle Saldo von Bund, Ländern, 
Gemeinden und Sozialversicherungen von 
1,0 % des BIP auf 1,3 % des BIP. Hintergrund 
dieser Entwicklung war der überproportio-
nale Anstieg der Steuereinnahmen sowie ge-
sunkene Abführungen an die Europäische 
Union. 

Im laufenden Jahr 2018 ist mit einer 
deutlichen Verringerung des strukturel-
len Überschusses zu rechnen, nach derzeiti-

Tabelle 4: 	 Finanzierungssalden nach staatlichen Ebenen

2017 2018 2019 2020 2021

- Finanzierungssaldo in % des BIP -

Bund 0,0 0 ¼ ¼ ½

Länder 0,5 ¼ ¾ ¾ ¾

Gemeinden 0,3 ½ ¼ ¼ ¼

Sozialversicherung 0,3 ¼ ¼ ¼ 0

Staat insgesamt 1,1 1 1 ¼ 1 ½ 1 ½

Angaben für die Projektionsjahre sind auf ¼ Prozentpunkte des BIP gerundet. Differenzen zwischen dem Finanzie-
rungssaldo für den Staat und der Summe der Finanzierungssalden der Ebenen sind rundungsbedingt.
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gem Stand würde der Überschuss rund ½ % 
des BIP betragen. Hier wirkt sich insbeson-
dere die höhere positive Produktionslücke 
aus. Jener Teil des gesamtstaatlichen Finan-
zierungssaldos, der konjunkturell erklärt 
wird, steigt im Vergleich zum Vorjahr deut-
lich an. Ab dem Jahr 2019 steigt gemäß dem 
vorgelegten Szenario – ohne Maßnahmen 
des Koalitionsvertrages – der strukturelle 
Überschuss erneut auf rund 1 ½ % des BIP 
im Jahr 2021 an. Die Maßnahmen des Ko-
alitionsvertrages würden für sich betrach-
tet kumuliert zu einem fiskalischen Impuls 
von rund 1 ½ % des BIP im Wesentlichen 
im Zeitraum 2019 bis 2021 führen (vgl. Ka-
pitel 4.6).

Das mittelfristige Haushaltsziel von 
-0,5  % des BIP hält Deutschland daher mit 
deutlichem Sicherheitsabstand ein. 

Entwicklung der Staatsausgaben in 
Abgrenzung der Ausgabenregel

Im präventiven Arm des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts wird neben dem mittel-
fristigen Haushaltsziel, dem maximal zuläs-
sigen strukturellen Finanzierungssaldo von 
-0,5 % des BIP, auch die Entwicklung der 
Ausgaben betrachtet. Gemäß der Ausgaben-
regel6 sollen die entsprechend bereinigten 
Ausgaben von Mitgliedstaaten, die ihr mit-
telfristiges Haushaltsziel ohne Sicherheits-
abstand einhalten, nicht stärker steigen als 
deren durchschnittliches nominales Pro-
duktionspotenzial, also der Trend des BIP 
bei Normalauslastung. Die Ausgaben in Ab-

grenzung der Ausgabenregel werden dabei 
unter anderem um Zinsausgaben, die zykli-
schen Effekte der Arbeitsmarktentwicklung, 
um schwankende Investitionsausgaben vom 
durchschnittlichen Investitionsniveau, um 
kofinanzierte EU-Programme sowie um 
diskretionäre Maßnahmen auf der Einnah-
menseite sowie Einmaleffekte auf der Ein-
nahmen- und Ausgabenseite bereinigt.

6 Die Ausgabenregel wird von der EU-Kommis-
sion als „expenditure benchmark“ bezeichnet. 

Tabelle 5:  Struktureller Finanzierungssaldo im Vergleich zum tatsächlichen  
   Finanzierungssaldo sowie zur Entwicklung des BIP

2017 2018 2019 2020 2021

reales BIP
(Veränderung in % ggü. Vorjahr) 2,2 2,4 1,9 1,3 1,3

tatsächlicher Finanzierungssaldo, 
ohne Maßnahmen (in % des BIP) 1,1 1 1 ¼ 1 ½ 1 ½

struktureller Finanzierungssaldo,
ohne Maßnahmen (in % des BIP)

1,3 ½ ¾ 1 1 ½

Zusätzlicher Fiskalimpuls aus 
Maßnahmen des Koalitionsvertrags1 kumuliert mind. 1 ½ % des BIP

Angaben für die Projektionsjahre sind auf ¼ Prozentpunkte des BIP gerundet
1. Vgl. Kapitel 4.6

½ ¾ 1 1 ½
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Die Ausgaben Deutschlands gemäß der 
Ausgabenregel wachsen in diesem Jahr vo-
raussichtlich um 5 % und somit deutlich 
stärker als das durchschnittliche nomina-
le Produktionspotenzial. Dieser Anstieg des 
Ausgabenwachstums im Jahr 2018 ist im 
Wesentlichen auf Einmaleffekte und dis-
kretionäre einnahmeseitige Maßnahmen 
zurückzuführen; die unbereinigten Staats-
ausgaben wachsen mit rund 4 % deutlich 
schwächer. In der mittleren Frist wird die 
Ausgabenregel von Deutschland eingehal-
ten: Das Ausgabenwachstum liegt in den 
Jahren 2020 und 2021 etwa einen halben 
Prozentpunkt unter dem durchschnittli-
chen Potenzialwachstum. Da Deutschland 
weiterhin sein mittelfristiges Haushaltsziel 
mit Abstand erfüllt, ist die Ausgabenregel 
des Artikels 5 der Verordnung Nr. 1466/97 
gemäß dem Verhaltenskodex zur Umset-
zung des Stabilitäts- und Wachstumspakts 
nicht bindend.

4.4	 Sensitivität der Projektion 	
	 des Finanzierungssaldos

Sensitivitätsanalysen können Hinweise da-
rauf geben, wie sich eine projizierte Ent-
wicklung unter geänderten Rahmenbedin-
gungen verhält. Die modellhafte Analyse 
zur Sensitivität des Finanzierungssaldos be-

rücksichtigt dabei, dass sich die zu Grunde 
liegenden gesamtwirtschaftlichen Annah-
men verändern können. Es werden zwei Al-
ternativszenarien betrachtet, die sich aus ei-
nem um jeweils ½ Prozentpunkt pro Jahr 
geringeren bzw. höheren Anstieg des rea-
len BIP in den Jahren 2018 bis 2021 ergeben. 
Alle weiteren Annahmen bleiben unverän-
dert, so auch die Zinsausgaben, der prognos-
tizierte BIP-Deflator sowie die BIP-Zusam-
mensetzung. Zudem wird unterstellt, dass 
Einnahmen und Ausgaben des Staatshaus-
halts entsprechend ihrer langjährigen Elas-
tizität auf die BIP-Szenarien reagieren. Da-
bei wird die im Rahmen der europäischen 
Haushaltsüberwachung verwendete Bud-
getsemielastizität zugrunde gelegt. 

Wenn der BIP-Zuwachs jährlich um ei-
nen halben Prozentpunkt höher ausfiele als 
in der Jahresprojektion der Bundesregie-
rung (Basisszenario), könnte der Finanzie-
rungssaldo 2018 das Niveau des Jahres 2017 

halten und in den Folgejahren weiter anstei-
gen. Im Alternativszenario, mit der um ei-
nen halben Prozentpunkt geringeren BIP-
Entwicklung als im Basisszenario, wäre der 
Staatshaushalt rein rechnerisch in der Pro-
grammperiode leicht im Überschuss.

Tabelle 6: 	 Ausgabenregel: Projektion der Ausgaben und des  
			   Produktionspotenzials

2017 2018 2019 2020 2021

Ausgaben 
(Zuwachs ggü. Vorjahr;  
in Abgrenzung der Ausgabenregel) 

3,4 5 3 ½ 3 3

Nominales BIP-Potenzial 
(gleitender 10-Jahresdurchschnitt) 3,3 3,2 3,4 3,5 3,4

Angaben zur Ausgabenentwicklung für die Projektionsjahre sind auf ¼ Prozentpunkte des BIP gerundet.
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4.5	 Entwicklung des Schulden-	
	 stands

Seit dem Jahr 2012 geht die Schuldenstands-
quote kontinuierlich zurück. Während der 
Schuldenstand in Relation zum BIP im Jahr 
2012 noch bei 79,9 % lag, liegt die Schulden-
standsquote Ende des Jahres 2017 bei 64,1 % 
des BIP.

Der Rückgang der Schuldenstandsquo-
te im vergangenen Jahr ist maßgeblich auf 
die gute gesamtwirtschaftliche Entwick-
lung zurückzuführen. Alle Ebenen (Bund, 
Länder, Gemeinden und Sozialversicherung 
einschließlich Extrahaushalte) haben zum 
Schuldenabbau im Jahr 2017 beigetragen. 
Ein maßgeblicher Anteil entfiel auf die von 
Bund und Ländern im Zuge der Finanzkrise 
eingerichteten Abwicklungsanstalten.

Die gute Lage der öffentlichen Haus-
halte, der kräftige Aufschwung sowie der 
weitere geplante Abbau der Portfolios der 
Abwicklungsanstalten führen in der Projek-
tionsperiode – ohne Berücksichtigung der 
von der Koalition geplanten Maßnahmen – 
zu einem fortgesetzten Rückgang der Schul-
denstandsquote. Im Jahr 2018 ist mit einer 
Rückführung um rund 3 Prozentpunkte auf 

61 % des BIP zu rechnen. Der Referenzwert 
des Maastricht-Vertrages würde im Jahr 
2019 unterschritten. Bis zum Ende des Pro-
jektionszeitraums 2021 wird ein Rückgang 
der Schuldenstandsquote auf 53 % des BIP 
prognostiziert.

Tabelle 7: 	 Sensitivität der Projektion des gesamtstaatlichen  
			   Finanzierungssaldos

BIP- Entwicklung gemäß
2017 2018 2019 2020 2021

Finanzierungssaldo in % des BIP

- Basisszenario 1,1 1 1 ¼ 1 ½ 1 ½

- Alternativszenarien
•	 -½ %-Punkt  

p.a. ggü. Basisszenario ½ ¾ ½ ½
•	 +½ %-Punkt  

p.a. ggü. Basisszenario 1 ¼ 1 ¾ 2 ¼ 2 ½

Angaben für die Projektionsjahre sind auf ¼ Prozentpunkte des BIP gerundet.

Tabelle 8: 	 Entwicklung der Schuldenstandsquote

2017 2018 2019 2020 2021

Schuldenstand des Staates in % des BIP

Projektion April 2018 64,1 61 58 ¼ 55 ¾ 53

Projektion April 2017 66 ¼ 64 61 ¾ 59 ¾ 57

Angaben für die Projektionsjahre sind auf ¼ Prozentpunkte des BIP gerundet.
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4.6	 Auswirkungen der im  
	 Koalitionsvertrag quantifi- 
	 zierten Maßnahmen auf 		
	 den gesamtstaatlichen  
	 Finanzierungssaldo

Wie in Kapitel 3 dargestellt, umfasst der Ko-
alitionsvertrag eine Liste prioritärer finanz-
wirksamer Maßnahmen mit einem auf den 
Bundeshaushalt bezogenen Volumen von 
rund 46 Mrd. Euro über 4 Jahre. Für den Be-
reich der Arbeitslosenversicherung enthält 
der Koalitionsvertrag zudem die Absicht, 
den Beitragssatz um 0,3 Prozentpunkte ab-
zusenken. Die fiskalischen Wirkungen wei-
terer geplanter Maßnahmen im Rahmen der 
Sozialversicherungen sind im Koalitionsver-
trag noch nicht quantifiziert und deshalb im 
Weiteren unberücksichtigt.

Die im Koalitionsvertrag dargestell-
ten Mehrausgaben oder Mindereinnah-
men sind im Vergleich zur Finanzplanung 
der bisherigen Bundesregierung für die Jah-
re 2018 bis 2021 zu sehen. Dabei besteht das 
Ziel, den Bundeshaushalt im gesamten Zeit-
raum ohne die Aufnahme neuer Kredite 
auszugleichen. 

Zusammenfassend dürften die bereits 
quantifizierbaren und voraussichtlich für 
den Gesamtstaat saldenwirksamen Maß-
nahmen zu einer Verringerung des gesamt-
staatlichen Finanzierungsüberschusses um 
kumuliert etwa 1 ½ des BIP im Wesentli-
chen im Zeitraum 2019 bis 2021 führen. Da-
bei ist zu beachten, dass einige der im Koa-
litionsvertrag genannten Maßnahmen die 
Finanzsituation der Länder und Gemeinden 
positiv beeinflussen. Die im Koalitionsver-
trag genannten rund 46 Mrd. Euro stellen 
nur die Wirkung auf den Bundeshaushalt 
dar, während die hier geschätzte Saldenwir-
kung von rund 1 ½ % des BIP auch die Aus-
wirkungen auf die übrigen Teilsektoren des 
Staates (Länder, Gemeinden, Sozialversiche-
rungen) beachtet. 

Die genannte Saldenwirkung der im Ko-
alitionsvertrag quantifizierten Maßnahmen 
resultiert jeweils zur Hälfte aus einer Reduk-
tion der Einnahmen und einem Anstieg der 
Ausgaben gegenüber dem in Kapitel 4.1 dar-
gestellten Szenario ohne Maßnahmen. Der 
Anstieg der Ausgaben erklärt sich zu etwa 
zwei Dritteln aus einem Anstieg der laufen-
den Ausgaben und zu etwa einem Drittel 
aus einem Anstieg der investiven Ausgaben 
(siehe Tabelle 9). In jahresdurchschnittlicher 
Betrachtung dürfte die Wirkung auf den Fi-
nanzierungssaldo bei rund ¼ bis ½ % des 
BIP liegen, eine präzisere Aussage hierzu ist 
erst möglich, wenn die Aufteilung der ein-
zelnen Maßnahmen auf die Jahre bis 2021 
feststeht. 

Über die genannten Maßnahmen hin-
aus sollen weitere investive Ausgaben für 
den Breitbandausbau und den „Digitalpakt 
Schulen“ getätigt werden. Da in der Liste 
prioritärer Ausgaben im Koalitionsvertrag 
hierzu kein Betrag genannt wird, bleibt die-
ser Punkt hier noch unberücksichtigt.
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Tabelle 9: 	 Geschätzte Wirkung quantifizierter Maßnahmen des  
			   Koalitionsvertrages auf den gesamtstaatlichen Finanzierungssaldo*

Kumulierter Effekt für 2018 – 2021,  
in % des BIP

Einnahmen -¾

Ausgaben ¾

    Laufende Ausgaben ½

    Investive Ausgaben ** ¼

Verringerung Finanzierungsüberschuss/ 
Fiskalimpuls 1 ½

*  Die Tabelle umfasst nur Maßnahmen, die im Koalitionsvertrag quantifiziert und als gesamtstaatlich saldenwirksam 
    eingeschätzt werden. Die Angaben erfolgen vorbehaltlich der Ergebnisse zur Aufstellung des Bundeshaushalts 2018 und 
    2019 sowie der mittelfristigen Finanzplanung bis 2022.
**Ohne Investitionspaket zum Ausbau der digitalen Infrastruktur.
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5.1	 Herausforderungen für die 	
	 Tragfähigkeit der öffentli-		
	 chen Finanzen

Die Veränderung der Altersstruktur der 
Bevölkerung wird sich in den kommen-
den Jahren zunehmend in den öffentlichen 
Haushalten niederschlagen. Die gegenwär-
tig noch vorherrschende sogenannte de-
mografische Atempause neigt sich bereits 
in der ersten Hälfte des kommenden Jahr-
zehnts dem Ende zu, sobald vermehrt ge-
burtenstärkere Nachkriegsjahrgänge das 
Ruhestandsalter erreichen. 

Die fortschreitende Alterung der Bevöl-
kerung spiegelt sich dann auch im Alten-
quotienten wider. Letzterer gibt die Relati-
on der Bevölkerung im Rentenalter zu jenen 
im erwerbsfähigen Alter an. Der Altenquoti-
ent wird sich von gut 32 % im Jahr 2017 auf 
knapp 56 % im Jahr 2070 erhöhen. Die Zu-
wanderung der letzten Jahre trägt zwar zu 
einer vorübergehenden Stabilisierung der 
Bevölkerungszahl in Deutschland bei, wird 
die fortschreitende Alterung der Bevölke-
rung aber nicht kompensieren können. Ge-
mäß den aktualisierten Projektionen der  
13. koordinierten Bevölkerungsvorausbe-
rechnung des Statistischen Bundesam-
tes verzeichnet Deutschland ausgehend 
von einem Bevölkerungsstand von derzeit  
82,6 Millionen Personen bis zum Jahr 2070 
einen Rückgang der Bevölkerung um rund 
3 ½ Millionen Personen. 

Alterung und Bevölkerungsrückgang 
werden maßgeblich durch das Zusammen-
spiel von Geburtenraten, Lebenserwartung 
und Migration beeinflusst: 

-	 Die Entwicklung der durchschnittli-
chen Kinderzahl je Frau von 1,39 im Jahr 
2011 auf 1,59 im Jahr 2016 deutet auf 
strukturelle Verbesserungen hin. Für 
Deutschland wird langfristig sogar ein 
weiterer Anstieg der Geburtenrate auf 
knapp 1,68 im Jahr 2070 angenommen. 
Dieser Anstieg ist jedoch nicht ausrei-
chend, um ohne Zuwanderung einen 
langfristigen Bestandserhalt der Bevöl-
kerung zu erreichen. Hierzu wären etwa 
2,1 Geburten je Frau erforderlich.

-	 Auch die Lebenserwartung wird in 
Deutschland weiterhin deutlich anstei-
gen und zwar bis zum Jahr 2070 um 
ungefähr 7 Jahre bei den Männern und 
um 6 Jahre bei den Frauen. 

-	 Große Unsicherheit besteht bei der 
Migrationsdynamik. Im Jahr 2017 ist 
mit einer deutlichen Nettozuwande-
rung zu rechnen, wenn auch auf einem 
niedrigeren Niveau als in den von 
Fluchtmigration geprägten Jahren 2015 
und 2016. 

5.	 Langfristige Tragfähigkeit und Qualität der  
	 öffentlichen Finanzen
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Der absehbare erhebliche Rückgang der 
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter führt 
in einer ökonomischen Betrachtung ten-
denziell zu einer abnehmenden Dynamik 
des Produktionspotenzials in Deutschland. 
Ursächlich für diese Entwicklung ist, dass 
der Wachstumsbeitrag des Arbeitsvolumens 
zum Wachstum des Produktionspotenzials 
abnehmen (siehe Abbildung 7) wird.

Produktionspotenzial und Potenzialwachstum

Das Produktionspotenzial ist ein Maß für die gesamtwirtschaftlichen Produktionskapazitäten, die mit-
tel- und langfristig die Wachstumsmöglichkeiten einer Volkswirtschaft determinieren. Der Potenzial-
pfad beschreibt die trendmäßige Entwicklung des BIP und damit die gesamtwirtschaftliche Aktivität, 
die ohne inflationäre Verspannungen bei gegebenen institutionellen Rahmenbedingungen möglich ist.
 
Zur Bestimmung des Produktionspotenzials kann auf verschiedene Schätztechniken zurückgegriffen 
werden, die sich im Grad ihrer ökonomischen Fundierung sowie in den angewandten statistischen Me-
thoden unterscheiden. 

Die Bundesregierung schätzt das Produktionspotenzial gemäß des Produktionsfunktionsverfahrens der 
Europäischen Union. Demnach sind die erwarteten Entwicklungen der Produktionsfaktoren Arbeit und 
Kapital sowie einer Größe zur Beschreibung des technischen Fortschritts (Totale Faktorproduktivität, 
TFP) ausschlaggebend für die mittel- und langfristigen Wachstumsperspektiven.
 
Für das Jahr 2018 geht die Bundesregierung von einem Wachstum des Produktionspotenzials von 1,8 % 
aus. Sie schätzt den Wachstumsbeitrag des technischen Fortschritts (totale Faktorproduktivität) auf  
0,8 Prozentpunkte, des Kapitaleinsatzes auf 0,6 Prozentpunkte und des Arbeitsvolumens auf 0,4 Pro-
zentpunkte.
 
Bis zum Jahr 2022 schlägt die demografische Entwicklung verstärkt durch. Den Vorausberechnungen 
der Bundesregierung zu Folge wird der Wachstumsbeitrag des Arbeitsvolumens deutlich sinken und 
das Potenzialwachstum im Jahr 2022 auf 1,5 % dämpfen.
 
Für die sehr lange Frist wird – entsprechend den aktuellen Projektionen im Rahmen des Ageing Report 
2018 – von einem Rückgang auf knapp über 1 % ausgegangen.
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Abbildung 7: Entwicklung des deutschen Produktionspotenzials 2011 - 2022
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Dies beeinträchtigt vor allem die Ein-
nahmenbasis der öffentlichen Haushalte so-
wie die Systeme der sozialen Sicherung. Ent-
lastung könnten Produktivitätssteigerungen 
und eine höhere Erwerbsbeteiligung brin-
gen. In diesem Zusammenhang sind der un-
gebrochene Trend zu höheren Bildungsab-
schlüssen, die auf Rekordniveau gestiegene 
Erwerbstätigenquote durch die zunehmen-
de Erwerbstätigkeit von Frauen und auch 
durch eine erfolgreiche Integration von Zu-
wanderern auf dem Arbeitsmarkt günstige 
Voraussetzungen. 

Eine zukunfts- und wachstumsorientier-
te Finanzpolitik muss alle absehbaren struk-
turellen Veränderungen in Folge des demo-
grafischen Wandels adressieren, denn nur 
dann kann die Tragfähigkeit der öffentli-
chen Haushalte und die Handlungsfähig-
keit des Staates auch künftig gewährleistet 
bleiben. 
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5.2	 Staatliche Einnahmen und 	
	 Ausgaben in der langfri-		
	 stigen Perspektive

Das BMF entwickelt regelmäßig im Rahmen 
eines „Frühwarnsystems“ Langfrist-Szena-
rien für die Entwicklung der staatlichen Fi-
nanzen. Der Tragfähigkeitsbericht hilft da-
bei, finanzpolitische Risiken im Blick zu 
haben. Er gibt Hinweise darauf, in welchem 
Ausmaß Handlungsbedarf zur Sicherung so-
lider Staatsfinanzen besteht. 

Zentraler Indikator für die Bewertung 
der langfristigen Tragfähigkeit der öffent-
lichen Finanzen ist der auf die Gegenwart 
bezogene Konsolidierungsbedarf zum Aus-
gleich aller künftigen Ausgaben einschließ-
lich der aufgelaufenen Staatsschuld mit den 
zu erwartenden laufenden Einnahmen. Die 
sogenannte Tragfähigkeitslücke liegt nach 
den Berechnungen des vierten Tragfähig-
keitsberichts des BMF zwischen rund 1,1 % 
und 3,7 % des BIP7. Die Ergebnisse wer-
den durch die auf EU-Ebene koordinierten 
Projektionen für den Ageing Report 2018 
bestätigt.

Auch der aktuelle Ageing Report 2018 
weist darauf hin, dass die fundamentale Ver-
änderung der demografischen Struktur ei-
nen erheblichen Druck auf die alterungsbe-
dingten Kosten ausübt. Dieser Druck erhöht 
sich zudem massiv, wenn man demografi-
sche und gesamtwirtschaftliche Risiken — 
etwa zur Dynamik auf dem Arbeitsmarkt, 
zur Zinsentwicklung, aber auch zur Demo-
grafie — stärker akzentuiert. 

7	 Die in den Langfristprojektionen betrachteten 
altersabhängigen öffentlichen Ausgaben (Alterssi-
cherung, Gesundheit, Langzeitpflege, Leistungen 
an Arbeitslose, Bildung und Familienleistungen) 
lagen im Basisjahr 2016 insgesamt bei 25,9 % des 
BIP und machten rund 60 % aller öffentlichen Aus-
gaben aus. Bis zum Jahr 2060 steigen die altersab-
hängigen Ausgaben bei unveränderten Rahmenbe-
dingungen um 3,1 bis 6,5 Prozentpunkte auf 29,0 % 
bis 32,6 % des BIP.

Die Erfolge bei der Konsolidierung der 
öffentlichen Haushalte und Reformen der 
sozialen Sicherungssysteme konnten die 
Tragfähigkeitssituation zwar erheblich ver-
bessern und die Leistungsausweitungen 
bei den Renten-, Kranken- und Pflegever-
sicherungen der vergangenen Jahre kom-
pensieren. Gleichwohl sind zur dauerhaften 
Schließung der Tragfähigkeitslücke weiter-
hin Strukturreformen erforderlich.

5.3	 Maßnahmen zur Sicherung 	
	 der langfristigen Tragfähig-	
	 keit

Angesichts der demografischen Herausfor-
derungen erfordern solide finanzierte öf-
fentliche Haushalte und tragfähige Sozial-
systeme Maßnahmen, die die produktive 
Erwerbsbeteiligung und damit das langfris-
tige Wachstumspotenzial stärken. Anknüp-
fungspunkte für eine demografiefeste Fi-
nanzpolitik bestehen insbesondere in der 
Förderung der Erwerbstätigkeit von Frauen 
und älteren Menschen, dem nachhaltigen 
Abbau der Langzeitarbeitslosigkeit und der 
Zuwanderung qualifizierter Arbeitskräfte. 

Die Bundesregierung hat die zuletzt po-
sitiven Trends bei Erwerbstätigkeit und Bil-
dung mit zahlreichen Weichenstellungen 
unterstützt. Sie reichen von der berufli-
chen Bildung über den Hochschulpakt 2020, 
die Arbeitsmöglichkeiten für ausländische 
Fachkräfte, bis hin zu Maßnahmen für die 
weitere Verbesserung der Vereinbarkeit von 
Familie, Pflege und Beruf. Für die Integra-
tion von Flüchtlingen in den Ausbildungs- 
und Arbeitsmarkt wurden Rahmenbedin-
gungen verbessert — beispielsweise durch 
Ausweitung und weitere inhaltliche Ausdif-
ferenzierung von Integrationskursen und 
deren Verzahnung mit arbeitsmarktpoli-
tischen Maßnahmen, der Einführung be-
rufsbezogener Deutschsprachförderung als 
bundesfinanziertes Regelinstrument, der 
Beschäftigungs- und Ausbildungsförderung 
sowie der befristeten Aussetzung der Vor-
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rangprüfung, die den Zugang zum Arbeits-
markt für Flüchtlinge erleichtert. Darüber 
hinaus wurden Maßnahmen ergriffen, um 
Investitionen in Bildung und Forschung zu 
stärken.

Der Ausbau der Betreuungsinfrastruk-
tur für Kinder unter drei Jahren hat zu ei-
ner steigenden Erwerbstätigkeit von Müt-
tern beigetragen. Im Jahr 2006 waren Mütter 
mit einem jüngsten Kind unter 3 Jahren 
zu 43,8 % erwerbstätig. Für 2016 ist die Er-
werbstätigenquote für Mütter mit einem 
jüngsten Kind unter 3 Jahren auf über 55 % 
angewachsen. Die Frauenerwerbstätigen-
quote hat sich insgesamt positiv entwickelt. 
Sie ist von 65,0 % im Jahr 2006 auf 74,5 % im 
Jahr 2016 gestiegen. Zuletzt wurde im Jahr 
2017 ein neues Investitionsprogramm für 
den weiteren quantitativen und qualitativen 
Ausbau der Kindertagesbetreuung in Höhe 
von 1,126 Mrd. Euro aufgelegt.

Auch für die neue Legislaturperio-
de wurden im Koalitionsvertrag zahlreiche 
Maßnahmen zur Steigerung des Fachkräfte-
potenzials und zur Erhöhung der Bildungs-
chancen und Qualifikationen vereinbart, 
z.B. Bereitstellung weiterer finanzieller Mit-
tel im Bereich der Kindertagesbetreuung 
und zum Ausbau der Ganztagsschul- und 
Betreuungsangebote, Unterstützung der 
Länder bei Investitionen in die Bildungsin-
frastruktur, Entwicklung einer nationalen 
Weiterbildungsstrategie und die Einführung 
eines Fachkräfteeinwanderungsgesetzes.

Ebenso hilfreich ist ein weiterer Anstieg 
des effektiven Renteneintrittsalters, das zu-
letzt von 63,5 Jahren im Jahr 2010 auf 64,1 
Jahre im Jahr 2016 bereits gestiegen ist. Äl-
tere Beschäftigte sind mit ihren Erfahrun-
gen und ihrem Potenzialen unverzicht-
bar in der Arbeitswelt. Bei der Gesetzlichen 
Rentenversicherung hat Deutschland mit 
der schrittweisen Anhebung der Regelal-
tersgrenze auf 67 Jahre die langfristige Fi-
nanzierung des öffentlichen Rentensystems 
verbessert. Mit den Gesetzen zur Flexibili-
sierung des Übergangs vom Erwerbsleben in 

den Ruhestand und zur Stärkung von Prä-
vention und Rehabilitation im Erwerbsle-
ben („Flexirentengesetz“) hat die Bundes-
regierung bessere rechtliche Möglichkeiten 
geschaffen, den Übergang vom Erwerbsle-
ben in den Ruhestand gemäß den individu-
ellen Lebensentwürfen der Beschäftigten zu 
gestalten. So wird ein längerer Verbleib von 
älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern im Erwerbsleben gefördert. 

Mit dem Rentenversicherungsleistungs-
verbesserungsgesetz sowie den Veränderun-
gen bei Erwerbsminderungsrenten und der 
Angleichung der Rentenwerte in Ost- und 
Westdeutschland wurden sozialpolitische 
Leistungsausweitungen aus dem Koalitions-
vertrag der vergangenen Legislaturperiode 
umgesetzt.

Das 2017 verabschiedete Rentenüberlei-
tungs-Abschlussgesetz sieht eine vollstän-
dige Angleichung der Rechengrößen für 
die Rentenberechnung in Ost- und West-
deutschland vor. Ab dem Jahr 2018 sollen 
über einen Zeitraum von sieben Jahren der 
Rentenwert in den neuen Ländern und wei-
tere rentenrechtliche Größen schrittwei-
se auf das jeweilige Westniveau angehoben 
werden. Im Gegenzug werden die Verdienste 
in den neuen Ländern zukünftig nicht mehr 
hochgewertet. Ab dem Jahr 2025 werden die 
Renten in ganz Deutschland einheitlich be-
rechnet werden. Mit dem zeitgleich verab-
schiedeten Erwerbsminderungs-Leistungs-
verbesserungsgesetz werden die Leistungen 
für zukünftige Erwerbsminderungsrent-
nerinnen und –rentner in der gesetzlichen 
Rentenversicherung verbessert. Beginnend 
mit dem Jahr 2018 wird die Zurechnungs-
zeit bis 2024 für zukünftige Erwerbsmin-
derungsrentnerinnen und -rentner stu-
fenweise um insgesamt drei Jahre auf das  
65. Lebensjahr verlängert. Neue Erwerbs-
geminderte werden ab dem Jahr 2024 so 
gestellt, als hätten sie mit ihrem bis zur 
Erwerbsminderung erzielten durchschnitt-
lichen Einkommen drei Jahre länger als bis-
her weitergearbeitet. Insgesamt bedeutet 
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diese Maßnahme eine deutliche Erhöhung 
der Rentenansprüche für Neurentnerin-
nen und -rentner im Falle der Erwerbsmin-
derung. Der Koalitionsvertrag vom 12. März 
2018 sieht darüber hinaus eine Verkürzung 
der Fristen für die Anhebung der Zurech-
nungsjahre vor. 

Um die Altersvorsorgesysteme vor dem 
Hintergrund des demografischen Wan-
dels auf eine breitere Basis zu stellen, hat 
die Bundesregierung über die vergange-
nen Jahrzehnte kapitalgedeckte Systeme 
der privaten und betrieblichen Altersver-
sorgung ausgebaut. Mit dem seit dem 1. Ja-
nuar 2018 in Kraft getretenen Betriebsren-
tenstärkungsgesetz wurden nun neue Wege 
für eine stärkere Verbreitung der betriebli-
chen Altersversorgung beschritten. Im Rah-
men des sogenannten Sozialpartnermo-
dells könnten künftig reine Beitragszusagen 
ohne Garantie und Haftung durch den Ar-
beitgeber vereinbart werden. Künftig kön-
nen auf tarifvertraglicher Basis sogenann-
te Optionssysteme vereinbart werden, durch 
die weite Teile von Beschäftigten automa-
tisch an der betrieblichen Altersversorgung 
teilnehmen, wenn sie dieses nicht expli-
zit ablehnen („Opting-Out“). Nimmt der Ar-
beitnehmer seinen Anspruch auf Entgelt-
umwandlung wahr, muss der Arbeitgeber 
zukünftig – als Kompensation für erspar-
te Sozialversicherungsbeiträge – mindes-
tens 15 % des umgewandelten Entgelts an 
die Versorgungseinrichtung weiterleiten. 
Für Geringverdiener wird ein neues spezifi-
sches Steuer-Fördermodell in der betriebli-
chen Altersversorgung eingeführt. Der För-
derbetrag beträgt 30 % der vom Arbeitgeber 
aufgebrachten zusätzlichen Beiträge. Der 
steuerfreie Dotierungsrahmen für Zahlun-
gen an Pensionskassen, Pensionsfonds oder 
Direktversicherungen wird zudem zu einer 
einheitlichen prozentualen Grenze zusam-
mengefasst und erhöht. In der steuerlich ge-
förderten privaten Altersvorsorge wird un-
ter anderem die jährliche Grundzulage der 
sogenannten Riester-Förderung von gegen-

wärtig 154 Euro auf 175 Euro angehoben. 
Bei der betrieblichen Altersvorsorge wer-
den Auszahlungen aus Riester-Verträgen 
nicht mehr bei der Berechnung der Beiträ-
ge zur gesetzlichen Kranken- und Pflegever-
sicherung herangezogen. Schließlich wer-
den durch die Einführung eines Freibetrags 
beim Bezug von Grundsicherung im Alter 
zukünftig Leistungen von bis zu rund 200 
Euro pro Monat aus zusätzlicher Altersvor-
sorge nicht mehr auf die Grundsicherungs-
leistung angerechnet.

Wichtig ist darüber hinaus, dass die Bür-
gerinnen und Bürger eigene Versorgungslü-
cken frühzeitig erkennen und bestmöglich 
angehen können. Deshalb ist es ein Anlie-
gen der Bundesregierung, die Informati-
on der Bürgerinnen und Bürger über ihren 
Altersvorsorgestatus unter Berücksichti-
gung aller drei Säulen der Alterssicherung 
zu verbessern.

Die positive Beschäftigungssituation 
schlägt sich finanziell in der gesetzlichen 
Rentenversicherung nieder. Laut dem ak-
tuellen Rentenversicherungsbericht kann 
der aktuelle Beitragssatz von 18,6 % bis 
zum Jahr 2022 gehalten werden. Mit der 
Rentenanpassung stiegen die Renten zum  
1. Juli 2017 um 1,9 % (West) beziehungswei-
se 3,59 % (Ost). 

5.4	 Maßnahmen zur Steigerung 	
	 von Wirksamkeit und  
	 Effizienz öffentlicher Ein-		
	 nahmen und Ausgaben

Gerade vor dem Hintergrund eines ausgegli-
chenen Bundeshaushalts und einer stabilen 
Lage der öffentlichen Haushalte insgesamt 
muss die Wirkung der eingesetzten Mittel 
für die Bevölkerung und die Wirtschaft ver-
bessert werden. Der Koalitionsvertrag sieht 
daher vor, durch umfassende Aufgabenkri-
tik sowie durch die regelmäßige Überprü-
fung der Maßnahmen auf Effektivität und 
Effizienz zusätzliche Spielräume zu erar-
beiten und die Ansätze zur Verbesserung 
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der Wirkungsorientierung des Haushalts, 
zum Beispiel einnahme- und ausgabeseitige 
Haushaltsanalysen, zu stärken und weiter-
zuentwickeln. Ansatzpunkte hierzu bieten 
beispielsweise Spending Reviews oder die 
Subventionspolitik. Auch Reformen der ge-
setzlichen Krankenversicherung können zu 
Effizienzsteigerungen führen. 

Seit 2015 führt die Bundesregierung 
Spending Reviews durch. Diese themenbe-
zogenen Haushaltsanalysen untersuchen in 
ausgewählten Politikfeldern, ob die jeweili-
gen Ziele der Bundesregierung noch priori-
tär sind, ob sie erreicht werden und ob dies 
wirtschaftlich erfolgt. Dies ist umso wich-
tiger, da sich die Bundesregierung zahlrei-
chen neuen finanzpolitischen Herausfor-
derungen gegenüber sieht, die mit dem Ziel 
ausgeglichener Haushalte in Einklang zu 
bringen sind. 

Subventionen sollen ihren Zweck auf 
wirtschaftliche und wirkungsvolle Art er-
reichen. Einer systematischen und effekti-
ven Erfolgskontrolle kommt deshalb eine 
besondere Bedeutung zu. Gemäß den Vor-
gaben der Subventionspolitischen Leitlinien 
sind alle von der Bundesregierung gewähr-
ten Subventionen regelmäßig und insbe-
sondere im Hinblick auf ihre Zielgenauig-
keit und Effizienz zu evaluieren und unter 
Nachhaltigkeitsgesichtspunkten zu prüfen. 
Hierdurch sollen insbesondere Fehlalloka-
tionen vermieden und Optimierungspoten-
ziale aufgezeigt werden. Die Subventions-
politischen Leitlinien der Bundesregierung 
bilden die Leitplanken. Sie sichern Trans-
parenz, erhöhen den Rechtfertigungsdruck 
und verbessern die Steuerungsmöglichkei-
ten von Subventionen im Sinne eines wirk-
samen Subventionscontrollings. 

Zum Ende der vergangenen Legislatur-
periode hatte die Bundesregierung eine sys-
tematische Evaluierung von 32 weiteren 
Steuervergünstigungen in Auftrag gegeben. 
Zudem wird im Rahmen der turnusmäßi-
gen Subventionsberichte jede einzelne Maß-
nahme einer Nachhaltigkeitsprüfung unter-

zogen. Die Nachhaltigkeitsprüfung erweitert 
das Prüfungsspektrum der Subventionskon-
trolle und richtet den Blick auf eine ganz-
heitliche Bewertung von Subventionen, bei 
der die Abwägung der Auswirkungen der 
Maßnahmen aus unterschiedlichen nach-
haltigkeitsrelevanten Perspektiven im Mit-
telpunkt steht. Der 26. Subventionsbericht 
der Bundesregierung ist am 23. August 2017 
vom Bundeskabinett verabschiedet worden, 
der nächste Subventionsbericht ist für den 
Sommer 2019 vorgesehen. 

In der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) hat die Bundesregierung in den ver-
gangenen Jahren eine Reihe von Reformen 
umgesetzt, um die Qualität und Wirtschaft-
lichkeit zu stärken. Im stationären Sektor 
entfalten die in der vergangenen Legislatur-
periode ergriffenen Maßnahmen im Rah-
men des Krankenhausstrukturgesetzes ers-
te Wirkung: So zeigt die Inanspruchnahme 
des Krankenhausstrukturfonds zum Umbau 
der Krankenhauskapazitäten erste Tenden-
zen hin zu einer bedarfsgerechten Anpas-
sung der Krankenhauskapazitäten. Ferner 
wurde mit dem Gesetz zur Stärkung der 
Arzneimittelversorgung in der GKV, das in 
wesentlichen Teilen im Jahr 2017 in Kraft 
getreten ist, die Balance zwischen Innovati-
onsfreundlichkeit auf der einen und Finan-
zierbarkeit auf der anderen Seite gestärkt. 
Das sichert die Qualität der Versorgung mit 
Arzneimitteln, insbesondere den schnellen 
Zugang zu innovativen Arzneimitteln und 
die nachhaltige Finanzierbarkeit der GKV. In 
der Pflegeversicherung fließen Einnahmen 
in Höhe von 0,1 Beitragssatzpunkten 20 Jah-
re lang in den Vorsorgefonds der sozialen 
Pflegeversicherung. Ab dem Jahr 2035 wer-
den daraus Mittel zur Stabilisierung der Bei-
tragssätze wieder entnommen.

Weitere Informationen zu einzelnen 
Maßnahmen finden sich im NRP 2018 der 
Bundesregierung.
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ESA 
Code

2017 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2020 bis 
20224

Index
2010=100 Veränderung in % p.a.

1. BIP preisbereinigt, Kettenindex B1g 113,13 2,2 2,4 1,9 1,3 1,3 1,3 1 1/4

2. BIP in jeweiligen Marktpreisen 
    (Mrd. €) B1g 3.263,4 3,8 4,1 3,7 3,2 3,2 3,2 3 1/4

Verwendung des BIP preisbereinigt, Kettenindex

3. Private Konsumausgaben2 P.3 110,36 1,9 1,9 1,7 1,1 1,1 1,1 1

4. Staatliche Konsumausgaben P.3 113,72 1,6 1,8 1,5 0,9 0,9 0,9 3/4

5. Bruttoanlageinvestitionen P.51 117,84 3,3 3,8 3,2 2,8 2,8 2,8 2 3/4

6. Vorratsveränderungen 
    (BIP-Wachstumsbeitrag)3

P.52 + 
P.53  - 0,1 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 -0

7. Export P.6 133,94 4,7 5,3 4,0 3,9 3,9 3,9 4

8. Import P.7 131,61 5,1 5,8 4,8 4,6 4,6 4,6 4 3/4

BIP-Wachstumsbeiträge3	

9. Inlandsnachfrage
    (ohne Vorräte)   - 2,0 2,2 1,9 1,3 1,3 1,3 1 1/4

10. Vorratsveränderungen P.52 + 
P.53

 - 0,1 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 -0

11. Außenbeitrag B.11  - 0,2 0,2 0,0 0,0 0,0 0,0 -0

1	 2017: Statistisches Bundesamt: Stand: Februar 2018.
     	2018 und 2019: Ergebnisse der Kurzfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion vom Januar 2018.
     	2020 bis 2022: Ergebnisse der Mittelfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion vom Januar 2018.
2 	 Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck.
3 	 Beitrag zur Zuwachsrate des BIP.
4 	 Werte auf ¼ gerundet.

Tabelle 10:	 Projektion der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung1
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Tabelle 11: 	 Preisentwicklung - Deflatoren1

ESA Code
2017 2017 2018 2019 2020 bis 

20223

Index
2010=100 Veränderung in % p.a.

1. BIP  111,80 1,5 1,8 1,9 2

2. Private Konsumausgaben2  108,70 1,7 1,6 1,8 2

3. Staatliche Konsumausgaben  113,84 2,2 2,2 2,1 2 1/2

4. Bruttoinvestitionen  114,72 2,4 1,8 2,2 1 3/4

5. Exporte  105,61 1,6 0,3 0,2 1 1/2

6. Importe  102,83 2,6 0,2 0,2 1 3/4

1 	 2017: Statistisches Bundesamt: Stand: Februar 2018.
     	2018 und 2019: Ergebnisse der Kurzfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion vom Januar 2018.
     	2020 bis 2022: Ergebnisse der Mittelfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion vom Januar 2018.
2 	 Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck.
3 	 Werte auf ¼ gerundet.
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Tabelle 12: 	 Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt1

1 	 2017: Statistisches Bundesamt: Stand: Februar 2018.
    	 2018 und 2019: Ergebnisse der Kurzfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion vom Januar 2018.
     	2020 bis 2022: Ergebnisse der Mittelfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion vom Januar 2018.
2 	 Erwerbstätige im Inland.
3 	 VGR-Definition.
4 	 Erwerbslose (ILO) / Erwerbspersonen.
5 	 BIP (preisbereinigt) / Erwerbstätige (Inland).
6 	 BIP (preisbereinigt) / Arbeitsvolumen der Erwerbstätigen.
7 	 Werte auf ¼ gerundet, Erwerbslosenquote: Wert im letzten Projektionsjahr 2022.

ESA Code
2017 2017 2018 2019 2020 bis 

20227

Niveau Veränderung in % p.a.

1. Erwerbstätige (Inland)2  
    (Mio.)  44,3 1,5 1,1 0,8 1/4

2. Arbeitsvolumen der Erwerbs- 
    tätigen3 (Mrd. Std.)  60,0 1,1 1,3 0,9 1/4

3. Erwerbslosenquote4  
    (%)  - 3,6 3,2 3,0 3 1/4

4. Arbeitsproduktivität5 
    (2010=100)  104,8 0,7 1,2 1,0 1

5. Arbeitsproduktivität6 
    (2010=100)  107,6 1,1 1,1 0,9 1

6. Arbeitnehmerentgelte  
    (Mrd. €) D.1 1667,9 4,4 4,0 3,9 3 1/4

7. Arbeitnehmerentgelte je  
    Arbeitnehmer (Tsd. €)  41,7 2,6 2,7 3,0 3
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Tabelle 13: 	 Salden der Sektoren1

ESA Code
2017 2018 2019 2020 bis 

20222

in % des BIP

1. Finanzierungssaldo gegenüber der  
    übrigen Welt B.9 7,9 7,9 7,7 7

darunter:      

- Saldo Waren und Dienstleistungen  7,6 7,6 7,3 6 3/4

2. Finanzierungssaldo der privaten  
     Haushalte B.9 5,1 4,8 4,6 4 1/4

3. Finanzierungssaldo des Staates EDP B.9     

4. Statistische Differenzen  - - - -

1	 2017: Statistisches Bundesamt: Stand: Februar 2018.
	 2018 und 2019: Ergebnisse der Kurzfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion vom Januar 2018.
	 2020 bis 2022: Ergebnisse der Mittelfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion vom Januar 2018.
2 	 Werte auf ¼ gerundet, Wert im letzten Projektionsjahr 2022.
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Tabelle 14: 	 Entwicklung der Staatsfinanzen

ESA 
Code

2017 2017 2018 2019 2020 2021

in Mrd. € in % des BIP

Finanzierungssalden (EDP B.9) der staatlichen Ebenen

1. Staat S. 13 36,6 1,1 1    1 1/4 1 1/2 1 ½

2. Bund S. 1311 1,1 0,0 0  1/4  1/4  ½

3. Länder S. 1312 16,2 0,5  1/4  3/4  3/4  3/4

4. Gemeinden S. 1313 8,8 0,3  ½  1/4  1/4  1/4

5. Sozialversicherung S. 1314 10,5 0,3  1/4  1/4  1/4 0    

Staat insgesamt (S. 13)

6. Einnahmen, insgesamt TR 1.474,6 45,2 44 3/4 44 3/4 44 3/4 44 3/4

7. Ausgaben, insgesamt TE1 1.438,0 44,1 44    43 ½ 43 ½ 43 1/4

8. Finanzierungssaldo B.9 36,6 1,1 1    1 1/4 1 ½ 1 ½

9. geleistete Vermögenseinkommen D. 41 38,9 1,2 1    1    1    1    

10. Primärsaldo2 75,5 2,3 2    2 1/4 2 ½ 2 ½

11. Einmalmaßnahmen und sonstige  
       temporäre Effekte3 -11,0 -0,3 - 1/4 0    0    0    

Ausgewählte Einnahmen

12. Steuern (12=12a+12b+12c) 767,2 23,5 23 ½ 23 ½ 23 ½ 23 3/4

12a. Produktions- und  
         Importabgaben D.2 344,9 10,6 10 ½ 10 ½ 10 ½ 10 1/4

12b. Einkommen- und  
         Vermögensteuern D.5 422,3 12,9 13    13    13 1/4 13 ½

12c. vermögenswirksame  
        Steuern D.91 0,0 0,0 0    0    0    0    

13. Sozialbeiträge D.61 548,1 16,8 16 3/4 16 3/4 16 3/4 16 3/4

14. Vermögenseinkommen D.4 16,9 0,5  ½  ½  ½  ½

15. Sonstige Einnahmen4 142,3 4,4 4 1/4 4    4    4    

16. = 6. Einnahmen insgesamt TR 1.474,6 45,2 44 3/4 44 3/4 44 3/4 44 3/4

nachrichtl.:  
Abgabenbelastung  
(D.2+D.5+D.61+D.91–D.995)5 

1.315,3 40,3 40 1/4 40 1/4 40 1/4 40 ½
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Tabelle 14: 	 Fortsetzung

1 	 Angepasst um den Nettobetrag der Zahlungen im Zusammenhang mit Swaps, so dass TR - TE= B.9.
2 	 Der Primärsaldo entspricht (B.9, Zeile 8) plus (D.41, Zeile 9).
3 	 Ein positives Vorzeichen zeigt defizitreduzierende Einmaleffekte an. 
4 	 P.11+P.12+P.131+D.39+D.7+D.9 (außer D.91).
5 	 Inkl. jener an die EU abgeführten Abgaben und inkl. einer Anpassung aufgrund nicht eingesammelter Steuern und Sozialbeiträge 
    	 (D.995), sofern relevant.
6 	 Enthält monetäre Leistungen (D.621 und D.624) und Sachleistungen (D.631) in Bezug auf Arbeitslosenbezüge.
7 	 D.29+D.4 (außer D.41)+ D.5+D.7+P.52+P.53+K.2+D.8.

Werte in den Projektionsjahren auf ¼ gerundet.

ESA 
Code

2017 2017 2018 2019 2020 2021

in Mrd. € in % des BIP

Ausgewählte Ausgaben

17. Arbeitnehmerentgelte,  
       Vorleistungen D.1+P.2 401,8 12,3 12 1/4 12    12    11 3/4

17a. Arbeitnehmerentgelte D.1 246,5 7,6 7 ½ 7 ½ 7 1/4 7 1/4

17b. Vorleistungen P.2 155,3 4,8 4 3/4 4 3/4 4 ½ 4 ½

18. Sozialleistungen  
       (18=18a+18b) 783,5 24,0 23 3/4 23 3/4 24    24    

darunter: Arbeitslosenbezüge6 47,4 1,5 1 1/4 1 1/4 1 1/4 1 1/4

18a. Soziale  
         Sachleistungen

D.6311,
D.63121,
D.63131

277,9 8,5 8 ½ 8 ½ 8 ½ 8 ½

18b. Monetäre  
         Sozialleistungen D.62 505,5 15,5 15 1/4 15 1/4 15 ½ 15 ½

19. = 9. geleistete  
          Vermögenseinkommen D.41 38,9 1,2 1    1    1    1    

20. Subventionen D.3 27,6 0,8 1    1    1    1    

21. Bruttoanlageinvestitionen p.51 71,1 2,2 2 1/4 2 1/4 2 1/4 2 1/4

22. Vermögenstransfers D.9 41,9 1,3 1 1/4 1    1    1    

23. Sonstige Ausgaben7 115,0 3,5 3 ½ 3 ½ 3 1/4 3 1/4

24. = 7. Ausgaben insgesamt TE1 1.438,0 44,1 44    43 ½ 43 ½ 43 1/4

nachrichtl.:  
Konsumausgaben (nominal) P.3 638,7 19,6 19 3/4 19 ½ 19 ½ 19 ½
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Tabelle 15: 	 Projektionen bei unveränderter Politik*

2017 2017 2018 2019 2020 2021

Mrd. Euro in % des BIP

1. Gesamte Einnahmen bei  
     unveränderter Politik 1.474,6 45,2 44 3/4 44 3/4 44 3/4 44 3/4

2. Gesamte Ausgaben bei  
     unveränderter Politik 1.438,0 44,1 44 43 ½ 43 ½ 43 1/4

Tabelle 16: 	 Bereinigungspositionen zur Bestimmung der Ausgabenreferenzgröße*

2017 2017 2018 2019 2020 2021

Mrd. Euro in % des BIP

1. Ausgaben für Unionsprogramme, 
    die vollständig durch Einnahmen aus 
    Fonds der Union ausgeglichen werden

3,3 0,1 0 0 0 0

2. Konjunkturbedingte Ausgaben für 
     Arbeitslosenunterstützung 

0,2 0,0 0 0 0 0

3. Effekt diskretionärer einnahmeseitiger 
     Maßnahmen

0,7 0,0 -¼ 0 0 0

4. Regelgebundene Einnahmeänderungen 0,0 0,0 0 0 0 0

Tabelle 17: 	 Entwicklung des Schuldenstands des Staates (Maastricht-Schuldenstand)*	

ESA 
Code

2017 2018 2019 2020 2021

in % des BIP

1. Schuldenstand 64,1 61 58 1/4 55 3/4 53

2. Veränderung des Schuldenstands -4,1 -3 -2 3/4 -2 ½ -2 3/4

Beiträge zur Veränderung des Maastricht-Schuldenstands

3. Primärsaldo 2,3 2 2 1/4 2 ½ 2 ½

4. Geleistete Vermögenseinkommen D.41 1,2 1 1 1 1

5. Sonstige Anpassungen -0,5 ½ 3/4 3/4 ½

nachrichtl. 
Impliziter Zinssatz auf Schulden1 1,8 1 3/4 1 3/4 1 3/4 1 3/4

1	 Approximiert als Verhältnis der geleisteten Vermögenseinkommen zum Schuldenstand des vorangegangenen Jahres. 

* Werte in den Projektionsjahren auf ¼ gerundet.
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Tabelle 18: 	 Konjunkturelle Entwicklungen1

ESA 
Code

2017 2018 2019 2020 2021 2022 2020 bis 
20221

in % des BIP

1. Veränderungen des realen BIP 
     (in % ggü. Vorjahr)  2,2 2,4 1,9 1,3 1,3 1,3 1 1/4

2. Finanzierungssaldo EDP 
B.9 1,1 1 1 1/4 1 1/2 1 1/2 -  

3. geleistete Vermögenseinkommen EDP 
D.41 1,2 1 1 1 1 -  

4. Einmalmaßnahmen und sonstige  
     temporäre Effekte2 -0,3 - 1/4 0 0 0 -  

5. Potenzialwachstum (in % ggü. Vj.) 1,8 1,8 1,7 1,7 1,6 1,5 1 1/2

Beiträge:        

- Arbeit 0,6 0,6 0,4 0,4 0,3 0,2 1/4

- Kapital 0,4 0,4 0,4 0,5 0,5 0,5 1/2

- Totale Faktorproduktivität 0,7 0,8 0,8 0,8 0,8 0,8 3/4

6. Produktionslücke 0,4 0,9 1,0 0,6 0,2 0,0 - 

7. Konjunktureller Finanzierungssaldo  0,2  ½     ½   ¼   ¼  - -

8. Konjunkturbereinigter  
    Finanzierungssaldo (2-7)  0,9  ½   ¾  1      1 ½  - -

9. Konjunkturbereinigter Primärsaldo
    (8+3)

 2,1 1 ½  1 ¾  2      2 ½  - -

10. Struktureller Finanzierungssaldo (8-4)  1,3  ½   ¾  1      1 ½  - -

1	 Werte auf ¼ gerundet, Wert im letzten Projektionsjahr 2022
2	 Ein positives Vorzeichen zeigt defizitreduzierende Einmaleffekte an.
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Tabelle 19: 	 Gegenüberstellung der Projektionen des Stabilitätsprogramms 		
			   April 2018 und April 2017

ESA 
Code 2017 2018 2019 2020 2021

Veränderung des realen BIP 
(in % ggü. Vj.)

Projektion April 2017 1,4 1,6 1,5 1,5 1,5

Projektion April 2018 2,2 2,4 1,9 1,3 1,3

Differenz 0,9 0,8 0,4 -0,2 -0,2

Finanzierungssaldo 
(in % des BIP) B.9

Projektion April 2017 ½ 1/4 1/4 ½ ½

Projektion April 2018 1,1 1 1 1/4 1 ½ 1 ½

Differenz 3/4 3/4 1 1 1 1/4

Schuldenstand
(in % des BIP)

Projektion April 2017 66 1/4 64 61 3/4 59 3/4 57

Projektion April 2018 64,1 61 58 1/4 55 3/4 53

Differenz -2 1/4 -3 -3 ½ -4 -3 3/4

Werte in den Projektionsjahren auf ¼ gerundet.
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2016 2020 2030 2040 2050 2060

Ausgaben in % des BIP 
(pessimistische Basisvariante „T-“ / optimistische Basisvariante „T+“)

Alterssicherungsausgaben1 9,5 9,7 / 9,5 10,6 / 10,0 11,6 / 10,8 12,4 / 11,3 13,2 / 11,8

Gesundheitsausgaben2 7,6 7,9 / 7,8 8,2 / 8,1 8,6 / 8,3 8,7 / 8,2 8,7 / 8,0

Pflegeausgaben3 1,0 1,1 / 1,1 1,4 / 1,3 1,7 / 1,5 2,2 / 1,8 2,5 / 1,9

Leistungen an Arbeitslose4 2,3 2,3 / 2,1 2,9 / 1,5 2,8 / 1,4 2,8 / 1,4 2,8 / 1,4

Ausgaben für Bildung und  
Kinderbetreuung5 4,0 4,0 / 4,0 4,1 / 4,1 4,1 / 4,3 4,0 / 4,2 4,1 / 4,3

Ausgaben für den  
Familienleistungsausgleich6 1,6 1,6 / 1,6 1,6 / 1,7 1,6 / 1,7 1,6 / 1,7 1,7 / 1,8

Altersabhängige Ausgaben gesamt 25,9 26,2 / 26,0 28,5 / 26,5 30,2 / 27,9 31,3 / 28,4 32,6 / 29,0

Annahmen

Produktivitätsfortschritt (%)7,8 0,6 1,0 / 0,9 1,9 / 1,9 1,8 / 2,0 1,6 / 1,8 1,6 / 1,9

BIP-Wachstum (%) 2,2 1,4 / 1,4 1,1 / 1,8 0,9 / 1,5 0,9 / 1,6 0,7 / 1,5

Erwerbsquoten (%)

- Männer (15 bis 64) 85,2 85,4 / 85,0 86,0 / 86,5 85,9 / 86,4 85,9 / 86,4 86,1 / 86,7
- Frauen (15 bis 64) 78,2 79,6 / 78,5 82,2 / 82,6 82,5 / 82,8 83,0 / 83,3 83,5 / 84,0

Erwerbslosenquote (%) 3,9 3,8 / 3,6 5,5 / 3,0 5,5 / 3,0 5,5 / 3,0 5,5 / 3,0

Altenquotient 32,3 35,1 / 34,7 46,9 / 45,0 54,7 / 50,2 58,6 / 51,2 64,1 / 53,7

Bevölkerung insgesamt (Mio.) 82,3 81,5 / 82,2 79,6 / 81,9 76,8 / 80,6 73,2 / 78,8 69,2 / 76,9

Bevölkerung 65+ (Mio.) 17,4 18,4 / 18,4 22,2 / 21,8 23,9 / 23,4 24,0 / 23,2 23,9 / 23,2

Tabelle 20: 	 Entwicklung altersabhängiger Staatsausgaben in langfristiger Perspektive

Ausgewiesen werden um Querzahlungen zwischen den Teilbudgets konsolidierte Werte. Stand der Projektionen (2020-2060): 
Basisjahr 2015, Daten- und Rechtsstand 30. Juni 2015.

Quellen: Istwerte 2016: DESTATIS, DRV, BMG, BA, BMAS, BMF, BMFSFJ; Projektionen (2020 – 2060): 
Professor Dr. Martin Werding (Ruhr-Universität Bochum), Modellrechnungen zum Vierten Tragfähigkeitsbericht des BMF, Köln 2016.

1	  Gesetzliche Rentenversicherung und Beamtenversorgung
2	  Gesetzliche Krankenversicherung und Beihilfe für Beamte und anspruchsberechtige Angehörige
3	  Soziale Pflegeversicherung; bei inflationsorientierter Fortschreibung ergeben sich für 2060 Werte von etwa. 1,1 und 0,8%.
4	  Arbeitslosenversicherung, sonstige Ausgaben der Bundesagentur für Arbeit und Grundsicherung für Arbeitsuchende 
  	 (inkl. Kosten der Unterkunft)
5	  Öffentliche Bildungsausgaben (inkl. Einrichtungen zur Kinderbetreuung) laut Abgrenzung des Bildungsfinanzberichts 
6	  Kindergeld, Kinderfreibeträge lt. EStG, Elterngeld
7	  Gemessen an der Arbeitsproduktivität
8	  Preisbereinigt

Anmerkungen: Ausgewiesen wird eine durchgängig leicht pessimistische Variante „T-“ und eine leicht optimistische Variante „T+“.  
Angaben zum Produktivitätsfortschritt und zum BIP-Wachstum beziehen sich auf Veränderungen gegenüber dem vorangegangenen  
10-Jahres-Zeitraum. Im Falle des Altenquotienten ist die Abgrenzung der Bevölkerung im Erwerbsalter 15 bis 64. 
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Tabelle 21: 	 Technische Annahmen

% des BIP 2017

Öffentliche Garantien 14,3*

darunter: im Zusammenhang mit dem Finanzsektor 0,5

* Jahr 2016

Tabelle 22: 	 Eventualverbindlichkeiten

2017 2018 2019 2020 2021 2022 2020 bis 
2022

Kurzfristige Zinsen 
(Jahresdurchschnitt, in %) 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

US-Dollar/Euro-Wechselkurs
(Jahresdurchschnitt)  1,19 1,19 1,19 1,19 1,19 1,19

Wachstum deutscher Absatzmärkte1 5,2 4 ½ 4    3 1/2 3 1/2 3 1/2 3 ½

ÖL-Preis (Brent, USD/Barrel) 64 66 63 60 59 58 59    

1	 Werte auf ¼ gerundet.
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